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lÄboilnenmitspreis'
^Fiir dic Stadt Solo-

thncn:
.stbjkihrl. : Fr. 4, 50,
îtclj-ihrl.^ MD.'.2S.
franco sûr dic ganze

Schweiz:
Hs>lbjährl. - Fr. â. —
Aittcljàhrl^ Fr,'4 90,
«"sdas Ausland Pr.

Halbjahr franco:
Mr ganz Deutschland

"-Frankreich Fr. ö.

Schweizerische
Mir Italien Fr, 5, 50,
Für Ainerika Fr, 8, SV

KWriickitNgsgebiihr
10 Cts. die Petitzeile
hl Sgr. 3 Kr, siir

Deutschland.)

Erscheint
jeden S a in st a g

D/s Bogen stark.

Briefe und Gelder
franco.

^rotcstntionsschnft des Hochwst.

Bischofs von Basel
den Tit. huhcn Negierungsrath des

Kantons Suluthurn, wie nnch zu
Handen dcr Tit hohen Diiizcsunständc

i'"» Anrgnu, Bujcllniidschuft, Bern
und Thurgnu.

Hochgeehrtester Herr Landainmaun!
Hachgeehrteste Herren des Regiernngöratheü

3ch habe die Ehre, Ihnen annüt den

^"chfang deö Aktenstückes vom 29. Jänner
^hin zu bescheinigen, welches, von den

Kenferenz-Abgeordneten obgenannter fünf
Kantone des ViSthnniS Basel lliamenö
^)rer StandeSregierungen erlassen und sank--

iionirt, mir durch Hochihre Vermittlnng
^n J<) Jànner zugestellt lvorden ist.

biegen diesen Erlast einer sich so neu-
Rüden Mehrheit der Diözcsankvnfe-
ì^uz erhebe ich nun aber bezüglich aller
^iner Theile und seines ganzen Inhaltes,
ì" Erfüllung einer mir heilig obliegenden,
ì"enn auch schmerzlichen Pflicht, ohne Ver-
ö"g die nachdrucksamste Pro test at i o n.

^nd zwar protestire ich vor Allem gegenìe Hanptschlnstnahme, gehend ans Va-
^"nt-Ee klärnng des bischöflichen
Stuhles von Basel. Ich begründe
^ose meine Protestation in gedrängter Ans-
Ehrung, wie folgt:

Die Bischöfe sind die Nachfolger der

^Pastel und als solche „vom heiligen Geist
beseht, jà Kirche Gottes zu regieren."
s^postg. 29, 28). Von Oben stammt
>hre Würde und Amtsgewalt, und von der

Kirche, resp, vom Apostolischen Stuhl ihre
spezielle Jurisdiktion über einen bestimm-
ie>,

Sprengel. Daher nennt sich auch jeder
î"iholische Bischof „von Got teö und
^es Apostolischen Stuhles Gna-

e n." — Vom Staate kommt also keines-

wegö dem Bischöfe zu, was er an Auto-

torität, Weihegewalt und Jurisdiktion be-

siht. Und was dcr Staat nicht gegeben

und nicht geben kann, das kann er auch

nicht nehmen. Wenn daher auch der Apo-

stolische Stuhl den Diözesanregierungen, als

sie das BisthumSkoukordat mit ihm ge-

schlössen, die Vergünstigung einräumte, dast

sie vor der kanonischen Wahl sich über

die Genehmheit einer vorgeschlagenen Kau-

didatnr anssprechen können, so hat solche

Einräumung weder nach dem Wortlaut,
noch der Praxis gemäß den Sinn, daß

eine Widerruflichkeit dieser Genchm-Erklä-

rung statthaft sei; es ist dieß vielmehr

eine in der ganzen Kirchengeschichte uner-

hörte Neuerung, die wahrlich vom einsei-

tigsten Staudpunkte bloßer Parteiwillkür-

lichkeit zeugt. — Ebenso wenig ist recht-

lich der Vorwand haltbar, es sei der Bischof

vom Staate salarirt. Der Staat verwaltet

einfach im Namen des katholischen Volkes

diejenigen Stiftungöfonde, welche hiefür von

jeher bestimmt waren; worauf sich für ihn
so wenig eine Kompetenz auf Einmischung

in die BiSthnmSverwaltung, oder gar auf

Abberufung des Bischofs ergibt, als dem

Oekonom einer Korporation ein Befehls-

recht über deren Vvrsteherschaft zusteht.

Als kanonisch gewählter und vom heiligen

Stuhle bestätigter Bischof weise ich ent-

schieden jede Kompetenz auf Vakant-Erklä-

rung meines bischöflichen Stuhles sowohl

Seitens einer einzelnen Kantonöregiernng,

als Seitens einer Verbindung mehrerer

derselben zurück.

II. Die gleiche Verfügung der Diözesan-

konferenz vom 29. Jänner widerstreitet

direkt dem ausdrücklichen Wortlaute des

KircheurechtS, wie auch jenem des basel-

scheu Diözesanvertrages.

Das katholische Kirchenrecht kennt keine

Erledigung eines bischöflichen Stuhles als

durch Tod, freie Resignation (Versetzung)

und Abberufung durch den Apostolischen

Stuhl, nach vorangegangenem juridischem

Verfahren, auf Grund schwerer Vergehen.

Daß zu solcher Abberufung der hl. Stuhl
einzig berechtigt sei, erhellt ans der Natur

der Sache, ist nahezu tausendjähriges Ge-

setz in der christlichen Kirche, und ward

durch das Concil von Trient ausdrücklich

bekräftigt. (Loss. XXIV. oup. ö cks

Roll) „Eine nicht auf diesem Wege Papst-

lichen Richterspruchö erfolgte Verdrängung

eines Bischofs ist eine bloße Gewaltthat

ohne Wirkungen des Rechtes auf dessen

amtliche Stellung." (Kirch.-Ler. von Wetzer

und Weite, Bd. II. S. 33.) Dieß all-

gemein geltende Recht kann um so weniger

von unsern Regierungen bestritten werden,

als kein einziger Fall solcher Art noch

vorausgegangen und als keine einzige Rechts-

bestimmnng unserer Verfassungen der An-

erkennung und Befolgung des kanonischen

Gesetzes entgegensteht.

Die ViöthumserrichtungSbulle

/»'«MM« vom 7. Mai 1828 betont,

daß der Apostolische Stuhl das BiSthum

Basel in neuer Umschreibung, wie andere

ViSthümer auch, hauptsächlich in der Ab-

sicht herzustellen beschlossen, „damit eine

jede Diözese den heiligen kanonischen

Vorschriften gemäß von einem eigenen A
Vorsteher verwaltet werden könne" (ut
«zuwlilwt «liwwösis n pwopi'io Xntistà H

.juxtn saororum Llnnonum pi'mscwiplum

vulout mlministimi'i); „welche Inten-
tion den Apostolischen Stuhl gerade auch

mit Bezug auf das zu errichtende
Bisthum Basel leite." (Hoo snno

eonsilio à.) Ferner: „Diesen neuen

Sitz (Solothurn), Kapitel und Diözese

ertheilen Wir auf ewige Zeiten dem ge-
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genwärtigen Bischof, dein ehrw. Bruder

Franz ibaver von Neveu, und seinen

Nachfolgern im Biöthum Basel, mit

allen denjenigen Rechten, Borzügen
und Privilegien, die ihnen gesetz-

mäßig gebühren." (Xavum lmno so-

clom, dnpilulum no vioeoosim Vorm-

rndili Vuntri Viniwisvo Xnvorio äo

Xovou, mockoimo àtistiti ojusquo irr

Lpisooputu Lnsiloonsi suvoossoribus

orim omnibus rospootivis.juribus, xr-ro-

i-oAutivis st xrivilsssiis loZitimo ipsis

vompotontlbus povpotuo tribuimus st

nssissnumus). Diese Bulle, die folglich

jedem Bischof von Basel die kircheurecht-

tiche Stellung lind Rechtsfülle zusichert,

und sohin auch die Diözesanstände zu

deren Anerkennung verbindet, ward

unter'm 12. Jnli 1828 von sämmtlichen

Kantonsregierungen, die dem Biöthum

Basel ihre katholische Bevölkerung anschlos-

sen, angenommen und ratificirt. Und

wenn auch die Plazetinmgs,ormel von

„Vorbehälten" spricht, auf welche jetzt die

Diözesankonferenz sich beruft, so ist doch

klar, daß Vorbehälte der Art, welche im

-Widerspruch mit dem Inhalte deö an-

genommenen Dokumentes sich fänden, keine

gültige Stellung im Plazetirungsdekret er-i

halten konnten. Denn die Brille selbst

schließt alles Widersprechende nachdrücklich

auS. „Gegenwärtige Bulle und deren

gesummter Inhalt", so heißt es da-

selbst wörtlich, „sollen zu keiner Zeit weder

unter dem Vorwande, daß die dabei

Betheiligten nicht gehört worden seien

und in die Bestimmungen desselben

nicht eingewillig et hätten u. s. f.,

angefochten oder in Streit gezogen werden

können. — Und wenn derselben Bulle von

irgend Jemanden, unter welcher Autorität

es auch sei, mit oder ohne Wissen ent-

gegengehandelt würde, so soll sol-

cheö durchaus nichtig und unwirk-

sum sein." iMmsoiUos vsro littsi-ns

st m ois ocmtoà cjuwoumqus, otinm

ox so, quoll quiiibst iutsrosss bubou-

tos... uulliti nou luoriut no prwmissis

uou oousousoi-iul, uuiio unqunm torn-

poro impuAnuri vol in oonlvovor-

sium voonri xosso; — ot si soous

supor bis u quooumqus qunvis uuoto-

vituto, soisutov vol iAuoruntoi', von-

tiAgi-it uttkuturi, lrritum pnorsus ot

innno llooornimus.) — Darum schrieb

auch bereits im Jahre 1828 der kundige

Rechtsgelehrte Dr. Rudolf F ehr in sei-

ner zu Aarau herausgegebenen Schrift:
„Ueber das Bisthum Basel in Be-

ziehuug auf den Kanton Aargau"
rücksichtlich solcher Clanseln im Plazet-

dekrete: „Diese Bedingungen und Vor-

behälte sind nichts als leerer Schein und

gefällige Selbsttäuschung. Entweder stim-

men sie mit dem Inhalte des ratifizirten

Vertrages überein, und dann sind sie über-

flüssig; oder sie weichen von demselben ab,

und so mag jeder Rechtsveiftändige den

Werth selbst ermessen, welchen nach form-

licher Abschließung und Ratifikation eines

zweiseitigen Vertrages, seiner unleugbaren

Verbindlichkeit gegenüber, die einseitige

Willensäußerung des einen Theils für den

andern noch haben könnte." hl. o. Seite

21. f.; vgl. 72.) — Es hatten überdieß

die vertragschließenden Stände damals nicht

im Mindesten den Gedanken, bei Vorbe-

halt.ihrer „Hoheitörechte" ein Recht auf

Abberufung deö Bischofs für den Fall,
daß er je ihnen nicht gerade in Allem zu

Willen lebe, geltend machen zu wollen. —

Kurz, von welcher Seite man immer daö

urkundliche Recht betrachtet, tritt das Un-

recht der jüngsten Schlußnahme der Diöze-

sankonferenz offen hervor.

III. Als weiterer Umstand kommt in
Betracht, daß von den fünf Kantousre-

gieruugen, die sich zum gewaltsamen Vor-

gehen gegen mich vereinigten, — um der

Religionsgualität der Tit. Regierung von

Solothurn aus naheliegenden Gründen

keine Erwähnung zu thun, — vier Re-

gierungsräthe nach der Mehrheit
ihrer Mitgliederzahl der ka-

th olischen Religiou nicht an-

gehören, und es sohin die Gerechtig-

keit, die Billigkeit, und die Delikatesse

einer edeln Gesinnung besonders, erheischen

würden, daß sie in innere katholische An-

gelegeuheiten durchaus kirchlicher Natur sich

nicht maßgebend mengten. Sie haben keinen

Grund, der unserseits ihnen zu ihrem geg-

uerischen Auftreten geboten wäre, und über-

all, wo iil katholischen Kantonen eine Min-
derheit der Bevölkerung dein protestantischen

Bekenntniß angehört, geben die katholischen

Regieningen ein ganz anderes, edleres Bei-

spiel von Achtung konfessioneller Selbst-

ständigkeit. — Ich weise mit Festigkeit und

Unwillen die beanspruchte Autorität nicht-

katholischer Regierungen, auf rein kon-z

fessionellem Gebiete, dem bischöflichen

Amte gegenüber, zurück, und erkläre da-

herigeu Schlußnahmen, die dnrch die Zu-

stiinmiing einzelner sich annoch katholisch

nenneiider Mitglieder nicht legitimer werden,

keinerlei Gültigkeit zuerkennen zu dürfen.

Das Verfahren der Diözesankonferenz, daS

jedenfalls an Despotie grenzt, da man das

katholische Volk einfach bemeisteru möchte,

kann keines rechtlichen Staatsmannes Bit-
ligung erhalten, am höhern Pflichtgefühl
eines Bischofes aber mnß es vollends ab-

prallen.

IV. Des Fernern berechtigt mich zu ent-

schiedenem Proteste der Umstand, daß die hohe

Regierung von Solothurn den Anlaß zu

ihrem Vorgehen gegen mich von dem Straf-
urtheile hergenommen, welches ich noth-

gedrungen über einen Geistlichen aussprechen

mußte, der nebst vielfacher und hartnäckiges

Abirrung in Glaubenssachen sich der kirch-

lichen Autorität gegenüber mit frechem

Hohn benahm nnd einen lügenhaften, Heiich-

krischen Charakter bewiesen hat. Bei der

gefällten Sentenz über ihn war ich im

vollen Rechte, und was eingewendet wird,

als wäre 'irgend eine Mitwirkung des

Staates oder des Kollatorö erforderlich ge-

Wesen, basirt nicht auf dein mindeste»

positiven Rechtsboden. Darum ist auch der

ganze, auf Grund hievon erhobene Kon-

flikt und Anlauf der Tit. Kantonalbehörde»

Solothurns Wider mich eine durchaus will-

kürlich nnd tendenziös in Szene gesetzte

Maßregelung des^Vischofs um seiner Pflicht-

erfüllung willeii, die gegen kein einziges

kantonales Gesetz sich verstieß. Und gerade

dieselben Regierungen, die dem Bischof
dem Haupt und Richter seiner Diözesan-

geistlichkeit, es zum Verbrechen anrechne»,

einen schnldbaren Pfarrer von seinem Amt

entfernt zu haben, das er ihm anvertraut

hatte, nehmen es sich nunmehr heraus,
den Bischof der Diözese Basel, ohne alls

nachgewiesene Verschuldung, wider alles

Recht und ohne geringste Kompetenz hie-

für, vom bischöflichen Amt abzubernfe»!

Je nichtiger aber der Vorwand zu so weit

getriebener Mißachtung des Bischofs, «M

so unwürdiger solch Vorgehen, und um H



^rechtistter die Entrüstung und Protestation
desselben.

Ich beurtheile nebstdem, wie auch
eistlichkeit und Volk mit mir, den Akt

29. Jänner d. I., nach seinem'gan-
^e» Inhalt, aber ganz besonders in seiner

erfügung der Amtsentsetzung des Bischofs
Ad der hieran geknüpften Untersagung
^schiPicher Amtshandlungen, als eine wider-

Ältliche Nöthignng bis in's innerste Hei-
hflhnm des Gewissens und der religiösen
Überzeugung hinein. Der Kirche, die

^ch im Rechte steht, von ihren Gliedern

^ bestimmtes Glaubensbekenntnis^ zu for-
^n, wirft mau Gewissenszwang vor, da
^ nur Unterwerfung unter göttlich be-

àibigte Wahrheiten fordert; und hier
nimmt sich Staat heraus, den Gläu-

beb zu verbieten, vom Nachfolger der
postel Zxhre und Weisung anzunehmen,

k» Geistlichen zu untersagen, mit ihrem
^Apte zu verkehren, — den Bischof anzu-

pje Bedürfnisse des katholischen
°îkes

unbefriedigt zu lassen! Bald wird
^nu vielleicht die Diözese zwingen wollen,

Eilend welchem Apostaten bischöfliches An-
.^în zuzuerkennen! Aehnliches erzwingt

^ bereits eine Regierung in bestimmter
sarrei; die Ausdehnung auf'S Bisthum

'îgt i„ der Konsequenz. Bei solcher Sach-
dürfte eö wohl alle Welt befremden

^ bernehmeu, daß in all' dem es sich um
' 'Atone handelt, welche die „römisch-ka-

Mische Religion," sa selbst die „katholische
Ahe" geivahrleisteu, unter Zusicherung

vollen Staatsschuhes!" Wie wäreich
Acht seihst verpflichtet, in meinem und

^ì»er katholischen Diözesanen Namen feier-

dagegen zu prvtestiren, daß das rö-
ììsch-katholische Volk, das treu an seiner

"ud seinem Oberhirten hangt, rechts-
Und gewaltsam aus dem Diözesanver-

""d von der Jurisdiktion seines recht-

Obigen Bischofs losgerissen werde! Wie
sollte ich nicht gegen den Gewissens-

' ^il luute Verwahrung zugleich einlegen,

^ nicht die volle, vom kirchlichen

v
desmirte katholische Lehre sollte

Ää uud von ihm, dem Volke, nicht

aufgenommen werden dürfen! Wie

^ ^otestiren gegen den Vorwand der

-^Asgxstihrlichkeit irgend eines katholischen

biti^^ — à Vorwand, an den wohl
^ìgen selbst nicht glauben, die ihn als

Waffe zur Bekämpfung des legitimen Lehr-

amtes der katholischen Kirche gebrauchen!

Allein auch dagegen Protestire ich, daß

im Bisthum Basel die Diözesauautorität
das vatikanische Dogma gleichsam den Ge-

wissen der Gläubigen aufgenöthigt habe.

Wie es die Pflicht von mir verlangte, habe

ich gethan: ich habe es unter beigefügter

Belehrung den Gläubigen zur Kenntniß

gebracht, ohne noch im Geringsten Kvntrole

ausgeübt zu haben über die, so es gläubig

annehmen oder verwerfen. Nur daß es

von Priestern, Seelsorgern meines Spreu-

gels bekämpft und öffentlich injurirt werde,

konnte ich als Bischof unmöglich gestatten.

Und nun diesem meinem toleranten Ver-

fahren gegenüber dieser Zwang des Staates

im Heiligthum deS Gewissens und der

Religion! O gewiß, dem Staate selbst ge-

reicht Solches nicht zum Heile.

VI. Ihre Konferenzschlnßnahme, indem

sie an den Bischof sozusagen die Znmnthung

stellt, die Amtserledigung deS bischöflichen

Stuhles von Basel als Thatsache, ja als

gültigen RechtSsprnch hinzunehmen, und

zudem noch das Verbot an ihn adressirt,

fürderhin bischöfliche AmtsverAchtungen aus-

zuüben, mnthet einem Oberhirten und Bi-
schof hiemit Unwürdiges, wider
seine Ehre, sein Amt und sein

G ewis sen Laufendes zu. Darf sich

ein katholischer Bischof Feigheit und Ver-

rath an seiner Pflicht diktiren lassen? O
nein, und müßte er im Kerker, in Marter
und selbst in den Tod gehen, — eine

Schlußnahme, wie die der Diözcsankonferenz

könnte er unmöglich hinnehmen, unmöglich

sich ihr fügen. Es ist schon höchst krän-

kend und schmerzlich, solchen Insinuationen
sich preisgeben zu sehen, allein in, Grunde

gereichen sie weit mehr zur Unehre denen,

die sie stellen, als dem, der mit Abscheu

sie zurückweist.

VII. Die Konferenzschlußnahmcn vom

2!1. Jänner bringen Alarm und Traner
über das ganze katholische Volk der
Diözese, ja mit Recht über die ganze

katholische Schweiz, unter welcher sich mit
einem Mal ein gähnender Abgrund öffnet.

Ohne weitern stichhaltigen Grund, als

weil sich einige Regierungen vorgenommen,

der Häresie deS fälschlich sogenannten Alt-
katholiziSmnS allen möglichen Vorschub zu

leisten, bedroht ein politisch-kirchliches Sy-

stem die katholische Kirche in der Schweiz

mit Vergewaltigung und Umstnrz alles

Bestehenden, gefährdet durch leidenschaftliche

Hetze den Frieden der Bürger und nament-

lich daö gute Einvernehmen der beiden christ-

lichen Konfessionen. Die gefaßte Konfe-

renzentscheidnng ruft nebstdem einer Unzahl

verhängnißvoller Reibungen und Wirren

auf dem religiösen Gebiete, und schädigt

und beeinträchtigt durch Hemmung der

ganzen Diözesanverwaltnng — da

kein katholischer Geistlicher unter obwal-

tenden Umständen sich an die Stelle des

ungerecht verdrängten Oberhirten setzen darf

noch wird — im Umfang des ganzen Bis-
thumö die heiligsten Interessen der Reli-

gion, der Sittlichkeit, der kirchlichen und

socialen Ordnung. Wahrlich, von all' dem

darf ich getrost die Verantwortung, welche

die Diözesankonfcrenz mir aufzubürden sich

nicht scheut, denen anheimstellen, welche

ohne Ursache diesen Brand angefacht. Nicht

ich habe den Staat angegriffen, mein

Handeln blieb strikte im kirchlichen Kreise;

wohl aber ist'S der Staat, der mir die

kirchliche Befngniß bestritt und nun wie

eine verheerende Fluth über das religiös-

kirchliche Gebiet einherbraust. Ich pro-
testire gegen sein Thun und alle daraus

sich ergebenden Uebel.

VIII. Noch habe ich eines überaus wich-

tigen UmstandeS Erwähnung zu thun. Zum

BiSthum Basel gehören neben den fünf

Kantonen, deren Tit. Regierungen gegen

mich auftreten, noch zwei andere Kantone,

Luzern und Zug, mit einer katholischen

Bevölkerung von zusammen 199,999 See-

len. Die hohen Regierungen dieser beiden

Kantone aber wollen so wenig als das

Volk derselben die AmtSentfernnng deS

Bischofs. Man stimmt dort in Ihre Be-

schnldigungen, hochgeehrteste Herren, nicht

ein; als souveräne Kantone, beide dem

Bisthum Basel von dessen erster Neuer-

Achtung an zugehörig, Protestiren Luzern

und Zug mit aller Entschiedenheit gegen

die Maßnahmen Ihrer Konferenz vom

29. Jänner. Es sind diese genannten

Kantone auch im vollsten Recht beim Bis-
thum Basel und beim gegenwärtigen recht-

mäßigen Bischof von Basel zu bleiben,

und sie werden mich fortwährend in dieser

Eigenschaft anerkennen. Bin ich aber für
Luzern und Zug Bischof von Basel, so



bin ich es überhaupt, und ist mein Spren-

gel auch fürder das ganze Bisthum Basel.

Denn es gibt nicht zwei Diözesen Basel

und es kann nicht zwei Bischöfe von Basel

geben. Aber ebenso wenig gilt hierin das

Prinzip der Majorisinmg. Oder sollte es

etwa in der Intention vvn fünf BiSthums-

ständen liegen, mit Gewalt sich in die

kirchlichen Verhältnisse anderer Mitstände

hineinzudrängen und auch dortiges Volk

zum Abfall von der kirchlichen Einheit zu

zwingen? Ich will eS nicht glauben; aber

darum darf ich, auf Luzern und Zug gestützt,

im öffentlichen Recht immerfort Anerken-

nnng als Bischof von Basel verlangen,

wo ich dann immer meinen Wohnsitz habe;

ich bleibe Amtsperson, die als solche An-

sprach hat auf alle jene Attribute, die das

Gesetz an öffentliche, kirchliche Beamtungen

knüpft.

Ich würde indessen meiner großen, treuen

Heerde der Gläubigen ein schweres Unrecht

anthun, würde ich als Bischof von Basel

mein Amt und meine Thätigkeit 'nur den

beiden Kantonen Luzern und Zug mehr

zuwenden; es gibt auch noch andere Bis-

thumStheile, welche durch das Konferenz-

dekret vom 29. Jänner meiner Hirtensorge

noch nicht entrissen worden. Und die treue

Anhänglichkeit und Liebe des guten katho-

tischen Volkes in den Kantonen Solothnrn

und Aargan, Bern, Basellandschaft und

Thnrgan wird gewiß durch kein Machtwort

unbefugter Staatsgewalt erstickt; auch dieß

gestimmte Volk bleibt meine geistige, theure

Familie und ich ihr Vater in Christo,

mag die Scheidewand zwischen uns noch

so hoch erbaut werden. Die Zeit wird

kommen, wo sie wieder fallen wird. Be-

mühend ist es freilich inzwischen, ein gläu-

biges Volk sammt seiner Geistlichkeit der-

art in daö Netz eines verhängnißvollen

Schiöma'ö gezogen zu sehen, und ich pro-

testire hiegegen sowohl in meinem als der

ganzen Diözese Namen.

Ich habe im Bisherigen hauptsächlich

nur jene Schlußnahme Ihres oftgenann-

ten Dekretes berührt, welche gleichsam des-

sen Spitze ist, die Verfügung nämlich der

Amtserledigung des bischöflichen

Stuhles vvn Basel, mit andern Wor-

ten, Ihre Abberufnngssentenz wider mich.

Allein mit der Protestation wider diese

erste und Hauptverfügnng, diesen schroffsten

aller Gewaltsakte, muß ich auch ebenso

energische Währung und Protestation gegen

Ihre übrigen mitverknüpften Maßregeln aus-

sprechen, als da des Fernern sind:

das Verbot der Verrichtung bi-
schöflicher Funktionen;

die schismatische Zerreißung der

Diözese und die einseitige A en de-

rung des Bisthumsvertrageö;
die beabsichtigte Aufstellung eines

BiSthumsverwesers, wider alles

Recht, so lange der rechtmäßige Bischof

da ist;
die in Aussicht gestellte Inventar!-

sat ion und Anhandnahme des testir-

ten Bisth u m s g ut h a ben s ;

die mit der Amtsabberufung parallel

gehende und gleich nnrechtliche Ent-

ziehung des bischöflichen Ein-
kommenS;

die Segnestration der zur Ausrich-

tung dieses Gehaltes dienenden Fonds,

soweit sie unter eigener Verwaltung
- stehen; und

die bereits beschlossene Kündung der

bischöflichen Wohnung.
Wohl bin ich auf das Exorbitante dieser

Ihrer Konferenzbeschlußnahmen nicht ganz

unbereitet. Obschon ich von Anbeginn

meines PontifikatS an, in der besten In-
tention, die Eintracht zwischen Staat und

Kirche dauernd zu bewahren, mich darauf

beschränkte, die bischöflichen Befugnisse ge-

wissenhaft nur innert jenen Grenzen aus-

zuüben, wie ich sie unter der Verwaltung
meiner beiden würdigen Borgänger faktisch

festgestellt fand, ohne irgend eine Neuerung

oder Umgestaltung vorzunehmen, und ob-

schon ich mehreren Wünschen der Diözesan-

stände bereitwilligst Folge gab, ward ich

doch seit Jahren unausgesetzt bald von

dieser, bald von jener Seite in Ausübung

meines kirchlichen Amtes gekränkt und ge-

hemmt, mußte ein Unrecht um das andere

über die Diözesankirche hereinbrechen sehen,

wobei keinen Gegenvorstellungen Rechnung

getragen ward: in letzter Zeit tauchten im

Schooße mehrerer Kantonalbehörden Pro-

jekte völliger Zerstörung des kirchlichen Or-

ganismus im Bisthum Basel auf, nach

- Plan vorschreitend, ohne Rücksicht auf Recht

und Verträge. Konnte und durste der

Oberhirt schweigend sich verhalten? Allein,

was er sprach, ward mit Verbitterung auf-

genommen und mehrte nur bereits gefaßt

ten Groll. Und jetzt tritt der Diözesan-

konferenzbeschluß vom 29. Jämter ein, als

eine Art „Krönung des Gebäudes"

oder vielmehr als betzter Schaufelstich
der Tvdtengräber des BiSthums
Basel. Allein ich hoffe, dessen Allfer<

stchung annoch zu sehen. Noch waltet

über der Menschen Thun und Treiben eine

höhere Gerechtigkeit.

Ich kann nicht schließen, Hochgeehrteste

Herren, ohne meinen Prvtestativnen gegen

Ihre beschlossenen Maßregeln wider mich,

auch die nachdrucksamste Verwahrung
meiner Ehre und Unschuld gegen-

über den im Erwägungstheile Ihres
Erlasses vom 2 9. Jänner enthalte-

neu unwahren Beschuldigungen u»d

wahr haft bemühenden Entstellungen
des Sachverhaltes (hierin freilich noch^

möglich überboten durch die vvn der gleichen

Konferenz erlassene „Proklamation" ^
zureihen. Um nicht zu weitschweifig Z"

werden, will ich die hervorstechendsten dieser

Anklagen nur in kürzester Fassung berühr

ren, mit der Erklärung, daß ich sie

— in dem Sinn, wie sie vorgebracht sind

als schreiende Unbild und schwere Berten»»

düngen bezeichne. Ich rechne hieher:

1) Ihre Beschuldigung, hochgeehrteste He^

ren, als ob ich durch mein Verhalte»

am ökumenischen Vatikan-Cone^
irgend eines Vergehens gegen

Staat, gegen das Wohl meiner Di^
zese, oder gegen die bischöflichen

kirchlichen Rechte überhaupt mich sch»^

dig gemacht oder wider Pflicht
»»^

Gewissen am reinen katholischen Gla>»

ben etwas geändert habe. — Daß

übrigens „den bischöflichen Rechte»

vergeben zu haben, im gleichen

tenstnck angeklagt werde, in welches

die Diözesankonferenz dem ^
schof in Glaubenssachen
Stimmabgabe diktiren wi^'
gereicht mir wohl schon zu glänzt
der Rechtfertigung.

2) Ihre gegen mich erhobene, ebe»>^

schwere als grundlose Anklage

Verletzung meines, den Regiern»^"

am Kvnsekrationötage geschworene''

Eides. Als Regierungen im st»^ ^

lichen Gebiet und Inhabern ^
bürgerlichen Vollgemalt leistete

»i
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diesen Eid den Repräsentanten der

Diözesanstcinde, keineswegs aber in
Meinung, sie als Herren der Kirche
Christi und als (Gewalthaber über
den Glauben und die Gewissen an-
Zuerkennen, Der vom hl. Stuhl be-

billigte Eid konnte und durste doch

denn Bischof am Tage der bischoflichen
Neihe nicht ein Gelöbniß abfordern,
sein geistliches Amt zu verletzen und
ieine vberhirtlichen Pflichten zu ver-
wthen! In dem Sinne habe ich

ihn nie verstanden.
^ Ihre fernere Anschuldigung, die staat-

iichen Rechte und die Gesetze der Kau-
ivne mißachtet zu haben. Ich darf
Sie ersuchen, hochgeehrteste Herren,
und mache eö Ihnen als Regierungen
Zur Pflicht, mich für jedes solcher

Ergehen vor den Richter zu forder»;
ich werde Ihnen da siegreich zur
Rechenschaft stehen. Ich habe kein

besetz, keine Verfassung,
keinen Vertrag je verletzt,
u>n wenigsten mit Wissen. Als in

Solothnrn residirender Bischof von

Vasel bin ich keinem Plazetgesetz
unterworfen heS eristirt kein solches

>n der Verfassung Solothurus) und
die Kantone sind nur befugt, derlei

besetze innert den Kantonsgrenzen zu

handhaben. Von der Seminar-
Angelegenheit kein Wort mehr; es

îst fürwahr schändlich für das freie

Schweizerland, daß es dem Bischof

nicht erlaubt sein soll, einige Ordi-
nanden unter Dach zu beherbergen
und zu unterrichten.

^ Ihre ganz nur auf Entstellung mei-

Ner Worte und Handlungen beruhende

Anschuldigung, als hätte ich je n n-

Zukömmliche Rechte in Pfarr-
Wahlen und Pfrund fachen
beansprucht. Es ist befremdend, kau-

Zonale Behörden in dieser Hinsicht
eine Sprache führen zu hören, wie
sie kaum ein sich selbst achtendes Par-
iei-Organ führen dürfte. Gegentheils
bin ich berechtigt, zu fragen, wo sind

in Sache» der Pfarrwahlen und Pfrün-
ben die kirchlichen und bischöflichen

Rechte, in deren anerkanntem Besitz

uoch meine Vorgänger gewesen? Man
hat sie einseitig unterdrückt und weg-

erkannt — und mein Wort der Wah-

rung und der Vertheidigung ist schließ-

lich die schwere Schuld, die man an

mir findet!

5) Ihren nicht minder unbegründeten

Borwnrf, als hätte ich nnwürdi-
dig en Ta rcn h an'del bei Di-
spenSangelegenheiten betrieben. Ich be-

gnüge mich, zu sagen, daß der ganze

Handel darin bestand, daß man für
ärmere Petenten nach Möglichkeit um

Tarenmildernng sich bemühte, im

klebrigen sich genau an jene Bestim-

mnngen hielt, welche unter meinen

fel. Vorgängern maßgebend waren.

Höchlich muß wohl jeden: geraden Sinn
dießfalls die Beschuldigung einer Diöze-
sankonferenz auffallen, daß mein Be-

nehmen „den kirchlichen Sahnn-
gen widerstreite" ; möge sie mich da-

für doch vor dem kirchlichen Iornm
belangen, — sie könnte kaum auf

besserem Wege ihr Ziel verfolgen!

tl) Endlich Ihre erfundene Beschwerde

über Gefährdung oder gar positive

Störung des konfessionellen IriedenS.

Ich bin der protestantischen Bevötke-

rung der Schweiz in keinem meiner

Erlasse je nahe getreten, habe selbst

sorgfältig jede Kritik der in ihr vor-

gehenden Bewegung vermieden, und bin

jedem Protestanten mit christlicher Ach-

tnng und Nebe begegnet. Diesen Geist

wahrer Toleranz nährte und pflegte

ich auch bei meinen Diözcsanen. Wohl
aber, ich konstatire eS vor aller Welt,
ward immer alles Mögliche von einer

Parteipresse mißbraucht, »m eine

künstliche Aufreizung der Protestanten

gegen den Bischof von Basel, seine

Worte und seine Handlungen hervor-
zurufen. Für solches Thun bin ich

aber nicht verantwortlich.

In all' dieser Hinsicht bezeuge ich vor
Gott mein Unschnldöbewnßtsein und mein

reines Gewissen. Zudem geben die Kir-
chengesehe andere Wege an, als den der

Gewalt, wenn man gegen einen Bischof

Klagen zu haben glaubt. Sein Oberer

und sein Richter ist der Papst, vor dem

Tribunal des Nachfolgers Pctri bin ich

immer bereit, Rechenschaft über Alles zu

geben. Allein offenbar scheint man in Be-

zug auf mich das Vorgehen auf rechtlichem

Wege vermeiden zu wollen; mit dem An-

sehen, welches obrigkeitliche Erlasse haben,

gedenkt man vielmehr, die öffentliche
Meinung wider in ich zu stimmen.
Jedenfalls ist dieß Mittel ein solches, wel-

ches fünf Kantonöregiernngen einem allein

dastebenden Bischof gegenüber ziemlichen Er-

folg verspricht. Ob es aber die Stimme

der Wahrheit und des Rechtes für immer

zu bemeistern vermag, ist noch keineswegs

gewiß.

Ich erlaube mir hiemit wiederholt gegen

das ganze Verfahren wider mich,

gegen die in Anspruch genommene
Kompetenz und gegen das ganze, unter'm

29. Jänner erlassene Dekret der Tit.
Diözcsankvnferenz feierlichst Protesta-

tion einzulegen. Eö ist eine schmerzliche,

mein Herz als Bischof, Katholik und

Schweizerbürger tief bemühende Pflicht, die

ich hiemit erfülle. Ob ich mich veranlaßt

sehen werde, für mein Recht auch noch auf

anderm gesetzlichen Wege Schutz zu suchen,

will ich noch nicht entscheiden. Vorderhand

bleibt mir nur der Appell au mein guteö

Genüssen, an das katholische Volk in und

außer dem Biöthum, an meinen treuen und

einigen Klerus als dem ersten Antheilneh-

mer an meinen Leiden und Verfolgungen,

an das Urtheil einer unparteilichen Zukunft
und an den göttlichen Stifter und Lenker

der Kirche, den allwissenden Kenner der

Herzen. Ich vertraue, eö werde der All-
mächtige sich der verfolgten Unschuld und

deö unterdrückten Rechtes annehmen, und

seiner bedrängten Kirche wie dem mißhan-

deltcn bischöflichen Stuhle von Basel wieder

zu Recht und Freiheit verhelfen.

Noch habe ich persönlich meine Ent.

rüstnng darüber auöznsprechen, wie in ihrer

Proklamation die Diözesankonferenz mir

u n schweizeris ch e n u d u n rep u-

blik a nis eh e G e s i n n u n g zuzuschie-

ben wagt. Ich weise indignirt solche In-
sinuation zurück. Was ich, vordem und

seit ich Bischof bin, gethan, gewirkt und

gelitten habe, zielte stets auf das Wohl und

Heil deö Vaterlandes ab, das ich mit in-

nigster Liebe umfasse. In die;er Treue an

meiner Heimat und ihren Institutionen, wie

in meiner christlichen Rechtsanschanung er-
kläre ich denn auch, ungeachtet der von so

mancher Kantonsregiernng mir widerfah-

reuen kränkenden und widerrechtlichen Be-
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allen bürgerlichen Dingen Unterwürfigkeit,

Gehorsam und Achtung zu zollen und stets

im bisherigen Bestreben fortzufahren, auch

die Gläubigen des BisthnmS Basel in Allem

immer auf legalein Wege und in der Ge-

stimmig^ der- Hochachtung des obrigkeitlichen

Ansehens zu erhalten und zu festigen, —
Meinerseits weise ich keine dargebotene

Hand zur Versöhnung, kein Entgegenkam-

men zurück; allein ich will und muß ent-

weder als wahrer und getreuer katholischer

Bischof dastehen, wirken und die Gläubi-

gen leiten, — oder dann will ich als wür-

diger Bischof und guter Hirt meiner Schafe,

für sie mein Leben hingebend, — fallen!
Das walte Gott!
Genehmigen Sie anbei den erneuerten

Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung

und Ergebenheit, womit geharre! Hochge-

ehrteste Herren!

Solothurn, den 4. Februar 1873,

Ihr dienstbereitwilligster

-h Ettgenitts,
Bischof von Basel.

Schreiben des Hochmst. Bischofs

von Basel

an den Tit. hohen Bnndesrath der

schweizerischen Eidgenossenschaft in
Bern,

Hochgeehrtester Herr Bundespräsident!

Hochgeehrteste Herren BundeSräthe!

Wenn ich eö wage, beifolgendes Akten-

stück, meine Antwort und Protestation

enthaltend gegen die Beschlußnahmen der

basel'schen Diözesankonferenz vom 29. Jän-

ner abhin, Hochihnen zur Kenntniß zu

bringen und Ihrer aufmerksamen und

wohlwollenden Beachtung zu empfehlen, so

wird ohne Zweifel die ausnehmende Wich-

tigkeit der Angelegenheit selbst meinen

Schritt hinlänglich rechtfertigen; aNein ich

möchte überdies; hiermit bei der obersten

eidgenössischen Behörde förmlich Beschwerde

eingereicht haben gegen ein Borgehen in

Bezug auf den Bischof von Basel wie auch

in Bezug auf die katholische Geistlichkeit

und das katholische Volk ihrer respektiven,

dem Bisthum Basel zngehörenden Kan-

tone, — ein Vorgehen, das ich als ein

in einem geordneten christlichen Staate

bisher unerhörtes, als ein jeder legitimen

Kompetenz seiner Urheber und Vollstrecker

ermangelndes, als ein die kantonalen Ver-

fassnngen, so gut als die Bundesverfassung

verletzendes, die Ehre des schweizerischen

Freistaates schwer kompromittireudes und

für die innere Ruhe des Vaterlandes wie

auch namentlich für die friedlichen Be-

ziehuugen der beiden christlichen Kaufes-

sivnen zu einander sehr gefahrvolles be-

zeichne.

Ich erlaube mir, in näherer Nachweisnng

des Gesagten Höchste auf folgende', Ihrer
ernstlichsten Erwägung werthen Umstände

aufmerksam zu machen.

I. Ich berühre vor altem die K o m-

petenzsrage bezüglich der Schluß-

nahmen der Diözesankonferenz vom 29.Jän-

ner, resp, bezüglich der Erkanntniß auf

A m t s e r l e d i g u n g des b i s ch ö f-

lichen Stuhles von Basel und

der hiemit zusammenhängenden weitern

Erkanntnisse. Und bestreite ich vorerst

,1) Die Kompetenz der sog.
Diözesankonferenz.

Die Diözesankonferenz des Bisthums
Basel ist ein Institut, das außerhalb dieses

BisthnmS nirgends besteht und daö auch

im und für das Bisthum Basel keinen

Rechtsboden als Behörde hat. — Diese

Diözesankonferenz entstand ans doppelter

Veranlassung. Als zur Formation des

jetzigen'Biöthums Basel vorerst vier, dann

fünf, schließlich sieben souveräne Stände

zusammenwirkten, da waren Depntirten-

konferenzen nothwendig, um die Grund-

lagen der BiSthnmSübereinkunft zu ver-

einbaren Himmerhin unter Ratifikations-

Vorbehalt seitens der zuständigen Kantons-

regierungen, mit denen — und keineswegs

mit der Diözesankonferenz — der Apo-
stolische Stuhl vertragschließend war), und

ebenso war im Anfang, bis zur vollendeten

Ausführung des BisthumSkonkordats, die

Diözesankonferenz das bequeme Mittelglied
der Bisthnmsstände, um Manches einheit-

lich zu ordnen, was die Stände anging.

Freilich nahm sich schon früh diese Kon-

ferenz heraus, Beschlüsse zu fassen, die

über das staatliche Gebiet Hinansgingen,

allein ihr Grundcharakter blieb der, ein

Vermittlungs- und Bindeglied der Bis-
thumöstände unter sich zu sein; von Ma-
joritätsbeschlüssen solcher Konferenz war

bis vor wenig Jahren nie die Rede. u»d

in Bezug auf den Bischof kam ihr ni<

eine auctoritative — eine Stellung

Behörde zu. — Die Fortdauer dies^

Konferenz hat einen schwachen Rechtg'

gnngSgrnud Nur darin, daß bei erledigt

bischöflichen Stuhle, aus Vergünstig»»!!

des Apostolischen Stuhles, den Stäug
eine Art Erclusionsbefugniß Hinsicht!

„minder genehmer" Kandidaten zusteht »»

ihnen der Modus einer Konferenz währe»

der Dauer der Domkapitelkonfercnz lg
Hufs Vornahme dieser Wahl) hiefür g
der bequemste beliebt. Mit dieser AufAâ ^

ist aber durchaus, soweit im Recht begründ'

auch jetzt noch all' und jede Befug'"»

solcher Konferenz erschöpft; bei beseht

bischöflichem Stuhl kann sie höchstens

eine Art Speziell - Kommission für ^
schlüge, oder auch für Vereinbarungen »^
die Leistungen der Stände anerkannt

den. Ich bin als Bischof von Basel

Recht und selbst verpflichtet, jede we'g
gehende Befugnis; solcher Konferenz, Z"'"

meinem Amt gegenüber, und jeden Vers's

dazu, entschieden zurückzuweisen. —- All"'"

auch dem katholischen Volk der D'dg

gegenüber hat die Diözesankonferenz "'»!

den geringsten Anspruch auf Autorität
»b'

Behörde. Dasselbe hat keinerlei Weisuug

dieser Konferenz als verbindlich anzuneh»""

und es werden derlei Weisungen und A"'

schlösse der Konferenz selbst dadurch 'g
nichts rechtlicher und verbindender, daß ü

einzelne Regierungen hergeben, selbe !"

proklamiren und zu creqniren. Was d»

einzelne Regierung nicht gesetzlich Z»
he-

schließen befugt ist, das kann sie eben
a»ch

der Konferenz nicht übertragen, und es

somit daö Anlehnen der Regierungen
a»

Beschlüsse der Diözesankonferenz nur g
oiiaulug vitiamm, ein auf Täuschung ^
Volkes, mW wider dessen verfassmtgsge»ê

Freiheit gehendes Manöver. — Oder f»

das Volk neben den staatlichen Behörde»'

welche die Verfassung ihm nennt, und

kirchlichen Obern, welche die gesetzlich g
erkannte Konfession ihm aufstellt, noch g
Drittes, ein über Beide gehendes Zw'^
ding von Behörde annehmen, daö sich ^
s elbst aufdrängen möchte? Keist lojg
Staatsmann, kein redlicher Rechtskundig

wird es bejahen. Und gerade ^veil dm

Konferenz außerhalb dem verfassungsmäßig



91

h außer der geschlichen Ordnung

^lrtî ist sic versucht, nut Willkür aller

>ì, fuisse "u stch zu xeißen, etablirt

administrative Behörde, bald

^ ^'cht, bald als Legislative oder Ere-

gegebenen Moment Alles zu-
^in wollend, und namentlich als

^ Instanz den Vortheil erhäschend,

sti^' Zeuge, und Nichter in Einem zu

"^in Ansuchen an die Tit.
>>vsi^- ^)örde der schweizerischen Eidge-

s^ichaft^ der sog. baölerischen Diöze-

^à'^enz jeden anctoritativen, und ihren

^ .?istn, sofern sie nicht in'ö Vereich

^'^-administrativen Gegenstände gehören

T-> solche durch regicrnnsräthliche

Kraft erhalten, jeden für Volk
à-^îichkeit verbindlichen Charakter

sprechen und zunurl jede Ausdehnung

Kantone, welche die Minderheit
zu untersagen,

ll«! ^>l über auch befugt, Kantons-
kt/^îîston als s o l ch e n jede Kom-

^ Sachen des bischöflichen Amtes

x^"^Alen zu treffen, durchaus in Ab-
stellen. Das bischöfliche Amt wird

Staate verliehen, es ist ein

l>He
; und dasselbe gehört zum wesent-

!>>«>/ ^^laniömnS der katholischen Reli-

lh.. Kirche, und ebenso wesentlich

lg'u dem Begriff und der Natur
ì^lôstichcu Würde und Amtöstellnng,

^uie Abberufung von Seiten

Machthaber, keine beschränkte

^ ^ etwa auf Wohlverhalten hin,

>ì'"" gegenwärtigen Konflikt die schiö-

^ Vertreter der Konferenzmehrheit

tzj zulässig ist. Ich berufe mich

^ was ich in meiner beifolgenden

^ .^tivn «à Ziffer I. anführe. Die

li^^hen Diözesanstände sind nebstdem

^»erkennung der Bulle lià prlb-
àsfix Protestationsschrist su>«

îl.) durch das von

^»^^girte und eidlich beschworne Bis-
(Art. Xll.) gehalten, in

^ ^Uf dgg bischöfliche Amt und seine

^ ì>i e kirchlichen Canoneu
^vueu. "^ Damit ist auch gesagt, daß

^»M Bisclwf Erwählte wird vom
dàiìis.5 ^»nseyunq erhalten, sobald dessen

d». !»>>»!' Eigenschaflcu »ach den für
îiikZNrischc» Kirchen üblichen Formen

sein werden." Art. Xll.

ihnen kein Recht der Absetzung des Bi-
schofs zusteht, so wenig als ein Recht, in

dessen wesentliche Amtsbefugniß einzn-

greifen.

Zudem gewährleistet und garantirt in

jedem der Viöthnmökantone die beschworene

Kantonalverfassung in ausdrücklicher Weise

die katholische Religion und Kirche (Ver-
fassung des Ktö. Aargan H 12; des Kts.
Bern 8 80; des Ktö. Svlothnrn 8 8.)
und die Verfassung, welche die Solvthurner
Regierung eidlich zu halten und zu voll-

ziehen angelobt hat, nennt ausdrücklich die

„römisch-katholische" Religion als die au-

erkaunte und sichert ihr „den vollen Schutz

des Staates" zu. Es ist demnach die Be-

schwerde gegründet, welche ich hiemit an

die oberste Bnndesbehörde der schweizerischen

Eidgenossenschaft richte, daß in Sachen

der Diözesankonferenzschlußnahmen vom

29. Jänner das Vorgehen der sünf Kan-

tonsregiernngcn Solothurn, Aargau, Basel-

laudschaft, Bern und Thurgan ein völlig

inkompetentes und mit den Kantonalver-

fassnngen im Widerspruch stehendes sei.

ll. Ich erlaube mir des Fernern, die

Aufmerksamkeit des hohen Bundesrathes

ans weitere Verfassungs- und Gesetzesver-

lctzungen hinzuweisen, deren bei diesem Vor-
gehen einzelne Kantonöregierungen sich

schuldig gemacht.

Die Verfassung des Kantons Bern sagt

in H 80: „Einer aus Katholiken znsam-

mengesehten Kirchenkommission steht daS

Antrags - und V v rbe ra th nn g ö-

recht in römisch-katholischen Kirchensachen

zu, soweit diese in den Bereich der Staats-

behörden fallen." In der waltenden An-

gelegenheit ist dieser Bedingung durchaus

kein Genüge geschehen.

Die Verfassung deö Kantons Aargan
sagt iil 8 12 : „Die katholische und die

evangelisch-reformirte Kirche sind gewähr-

leistet. — Die Verhältnisse der beiden

Kirchen im Staate werden durch schützende

Gesetze und überdicß katholischcrseitö durch

die nothwendigen Konkordate bestimmt."

Und 8- 11 „Für die kirchlichen Ange-

legenheiten jeder der beiden christlichen

Konfessionell wird ein Kirchenrath aufge-

stellt." Endlich 8 98: „Den Präsidenten

der Kirchenräthe liegt der Erlaß geschäfts-

leitender Verfügungen w. ob. Für alle

wichtigen Geschäfte und Kuttusfragen sollen

sie die Mitglieder beiziehen."

Alle diese Versassnngsbestimmungen sind

vom Regiernngsrath deö Kantons Aargan
in obwaltender Angelegenheit gleichfalls

ignorirt und mißachtet worden.

Am schroffsten aber stellt sich daS Ver-

halten des RegierungöratheS des Thurgnu
der kantonalen Verfassung und Gesetzgebung

gegenüber. Oder wie nehmen sich die

Amtsentsetzung eines katholischen Bischofs,
das Verbot bischöflicher Funktionen (folg-
lich selbst der sakramentalen Spendnng der

Confirmation und Priesterweihe), das Ver-
bot des Verkündens und der Annahme
einer dogmatischen Glanbensdefinition, die

Inhibition jedes amtlicheil Verkehrs (also

auch in Gewissens- und Ehesachen) der

Geistlichen mit ihrem Oberhirten, im All-
gemeinen die dckretirte Abreißnng der

Gläubigen vom rechtmäßigen Bischof —
alles dieß ohne Berathung und Zustim-

mnng weder der konfessionellen Behörden

noch des katholischen Volkes, ans — an-

gesichts folgender Gesetzesbestimmungen?

Thurgauische Verfassung, von 1869, H 7:
„Die Glaubens- und Kultuöfreiheit ist ge-

währleistet. Jeder ist unbeschränkt in der

häuslichen und öffentlichen Uebung seines

religiösen Bekenntnisses, soweit dadurch nicht

staatliche Verpflichtungen verletzt werden."

Dann H 56: „Die evangelische und die
katholische Landeskirche o r d-

neu ihre K n l t n S v e r h ä l t n i s s e

s e l b st st ä n di g, in gemischt st a at-
l i ch - k i r ch l i ch e n Dingen jedoch
unter der Oberaufsicht und
mit Vorbehalt der Genehmi-
gnng des Staates." — Ferner
Gesetz über die „Katholische Kirchenorga-

nisation", Hl. „Die katholische
Konfession des Kantons Thu r-
g an ordnet ihre kirchlichen
Angelegenheiten nach den Ge-
setze» der katholische» Kirche u n d

nach Maßgabe der thnrgani-
scheu Versas s u n g, H 2." — „Sie
bedient sich zu diesem Zwecke speziell f o l-

gender Organe: n) der Synode,

6) des Kirchenrathes, o) der Kirchgemein-

den, ä) der Kirchenvvrsteherschaft und

kirchlichen Angestellten."

Wohlan, alle diese Organe haben vom

Thurgauische» Regiernngsrathe das leere
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Nachsehen bekommen! — Als durch solches

ungesetzliches Borgehen von KantonSre-

giernngen anö an Ehre, im Amte und an

den Temporalien schwer Beschädigter rc-

klamire ich bei der eidgenössischen Oberbe-

Horde mit allem Nachdruck meine Rechte,

III. Die Schlußnahme der Diozesankon-

ferenz vom 29. Jänner abhin ans Abbe-

rnfnng meiner Person vom bischöflichen

Stuhl von Basel ist auch ans einem andern

Grunde nichtig, ja sinnlos, weil bloß ein Theil

des BisthumS sich durch Zwang von Oben in

dieses Schisma bannen läßt, zwei souveräne

katholische Kantone aber weder den An-

schuldigungen der fünf Stände wider mich,

noch ihren Beschlüssen beistimmen, selbst

mit der ausdrücklichen Erklärung, mich

fortan als rechtmäßigen Bischof ihrer ka-

tholischen Bevölkerung anzuerkennen, den

amtlichen Verkehr in kirchlichen Angelegen-

heiten zu erhalten und mich in Ausübung

bischöflicher Funktionen auf ihrem Terrain

zu schützen. Sohin stehe ich für Lnzern

und Zug — ich darf auch Baselstadt und

Schaffhausen hinzurechnen, allwo nicht die

Regierungen, wohl aber die katholischen Be-

völkerungen die bisherigen Beziehungen zu

mir fvàhalten werden (diese Titl. Re-

gierungen kamen von jeher wenig oder nicht

in amtliche Beziehung zum Ordinariat

Basel, indem sie ihren resp. Pfarreien

dieß als ihre Angelegenheit überließen)

stetsfort als Bischof von Basel
da. Es erhellt daraus, daß einzelne

Stände, selbst die Mehrheit, gew alt-
s a m eine Abreißung vom legitimen kirch-

lichen Verband bewerkstelligen kann, aber

daß die Amtsentsetzung ein durchaus recht-

lich, logisch und in den Konsequenzen ver-

fehlter Schritt war.

Es wird, so hoffe ich, die hohe eidge-

nössische Oberbehörde zu verhindern wissen,

daß in kirchlicher Frage solch' unbefugte

Konfereuzdekrete andern souveränen Kan-

tonen und Bevölkerungen wider deren

Willen aufgedrungen werden. Angesichts

aber der ganzen Eidgenossenschaft behaupte

ich hiemit mein Bisthum Basel, sollte

auch die Gewalt meine Amtöverwaltnng

für einstweilen ans einen Rest desselben

einschränken. Noch umsaßt dieser nahezu

180,000 Seelen. Und ich behaupte meine

Amtsstellung als Bischof von Basel und

schweizerischer Diözesanbischof vor aller

Welt, und hoffe vom Gerechtigkeitssinn der

Tit. eidgenössischen Oberbehörde, in dieser

Eigenschaft auch von ihnen stetsfort aner-

kannt zu werden.

IV. Hochsie ersehen im Erwägnngö-

theile des Diözesankonferenzbesch lusses vom

29. Jänner eine ganze Reihe von An-
klagen gegen mich, unter denen auch

die auf Verletzung von Verfassungöbestim-

mungen, Gesetzen, Dekreten und selbst deö

am Konsekrationstage geleisteten Eides.

Freilich ist all' das ohne bestimmten Nach-

weis weder der Thatsachen, noch der ein-

zelnen Gesetze und Rechtöbestimmungen

einfach hingeworfen. Ich erkläre jenen

sämmtlichen Ballast von Anschuldigungen

mit gutem Gewissen als den Ausfluß lei-

denschaftlichen ParteistandpuukteS, alö ein

Gewebe von Unwahrheiten, Sacheutstelluu-

gen und willkürlichen Unterschiebungen.

Zur Vertheidigung hat man mir nie Ge-

legenheit noch Möglichkeit geboten. Es

prätendiren die gleichen hohen Regierun-

gen, welche als Gegner, Beschwerdeführer

und Deuuntianten an die öffentlichen Mei-

nungen wider mich auftreten, zugleich meine

Richter zu sein. Die Kvnferenzschluß-

nähme vom 29. Jänner war ihr Straf-
urtheil. Allein weder als Regierung noch

in Deputirtenkouferenzen darf eine Ad-

ministrativbehvrde solches sich herauSueh-

men, besonders wenn man ans Gesetzes-

Übertretungen das Urtheil basirt, die vor
die Gerichte gehören. Solchem Vorgehen

gegenüber wende ich mich mit förmlicher

Beschwerde an Sie, hochgeehrteste Herren
des Tit. Bundesrathes, und berufe mich

als Schweizerbürger auf den Art. 09 der

schweizerischen Bundesverfassung, welcher

lautet! „Nie in and darf seinem
ve r f a s s u n g s mäßig e n G er ichts-
stand entzogen, und es dürfen
keine Ansnahmsgerichte ein-
g e fü h r t werde n." Ich verlange nach-

drucksamst den Schutz dieses Gesetzes, um

so mehr, da ich von der Diözesankonferenz

als einer gänzlich imkompetenten Stelle

gerichtet bin. Wo und wie ich immer

von Regierungen oder Privaten eines Ver-

gehens gegen irgend ein Gesetz, eine Ver-

fassnng, einen Vertrag schuldig erachtet

werde, möge ich vor den ordentli-
ch en Ri ch t e r gezogen und das gesetzliche

Verfahren gegen mich eingehalten werden.

Ich habe das Recht, nicht einzig in der g<"tz^

Eidgenossenschaft Helote zu sein; ich darf ^

zur Ehre meines Vaterlandes und sà'^

Institutionen fordern, wie jeder Schweif

bürger gesetzlich behandelt zu werden.

V. Endlich ist es unter obwalten^'

Umständen eine Pflicht meinerseits, daß^

die hohe Bundeöbehörde aus die »mthw>^

und v e r h ä u g n i ß v o l l e S t ö r » ^
des k o n f e s s i o n e l l e u F r i e de "

und der öf f e n tli ch e n R u h o
î
^

Vaterland aufmerksam mache, diG

Anzüge ist und deren Urheber ^

Parteiführer sind, welche die fünf hoi'H

Regierungen der Konferenzmehrheit zu
^

bedauerlichen Dekreten der Diözesanko^

renz verleitet haben. Was ich Hieing
^

that, das vollführte ich im Kreise

vollsten Kompetenz, und das war

alle Anzüglichkeit, ohne jeden Berühr^
Punkt mit der protestantischen Kouft^
Daß ich in meinem religiös - belehr^
Erlaß (Fastenmandat) vor zwei vollen ^
ren die vatikanische Glaubensdefinition

neu Diozesaneu zur Kenntniß gebracht,
^

gewiß kein Akt konfessioneller StôrnG ^
protestantische Gebiet hinein. Und

jüngst einen katholischen, aber ge<M ^
katholischen Lehrbegriff giftig und i»j>^
auftretenden Geistlichen, dem überdies^

Benehmen höchster Insolenz und

triebene Heuchelei und Lngenhaftig^ I
Last fielen, seines geistlichen Amteö

und ihn der Kirchengemeinschaft

erklärte, auch das war weder eine Krâ^
^

unserer evangelischen Miteidgenossen,
"

eine Handlung der Ruhestörung
Hätte die Tit. Regierung von Solol?^
nicht sofort sich zum solidarischen

genossen jenes renitenten Priesters
ohne gesetzlichen Halt, bloß aus Gesin^'.^
sympathie, so wäre ein einfacher

Wechsel erfolgt, ohne Einsprache von^wem. Allein es beliebte der Tit. Reg^

von Solvthurn, dort zn schützen, ^

kein Recht zustand, um schließlich ^
verfolgen und zu verstoßen, der im ^ ^

war. Das Gefährlichste au der ^
jedoch, daß sofort vier Kantousregier«^
deren Mehrheit der Mitgliederzahl

der katholischen Koufo!^,
angehört, sich an Solothurns

gehen anschlössen. Geistlichkeit «»d

(Siehe Beiblätter.)
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^hvlischtt Seits mußten durch solche Rück-

^ölosigkeit, besonders als sie zur rechts-

Ächzen Vaeatur-Erklärung des bischöf-
'chen Stuhles Basel vorschritt, tief verletzt
^rdeii. Um hinwieder hierauf bezüglich

àstigere Stellung einzunehmen, und als
^ Angegriffenen, nicht als die Angreifer

^ ^scheinen, wird nun in Proklamationen

^ in der Tageöpresse eine eigentliche
^ î r e i z n n g s p o li t i k an die Ad-

^!se der Protestanten wider
^Katholicismus betrieben,
^»n schließlich die Folgen betrübend aus-

^en könnten. Ich ersuche Sie unter

^lfnng m,f Art. 14 der Bnndesver-
."u»g, tu jener Richtung, von woher die

stahr droht (bei unparteilichem Stand-
ì»kt können Sie unmöglich verkennen, daß
^

nicht katholischer, nicht nltramontaner

sich findet), den Behörden und der
ì'He abzuwinken.
^1. Hier, war meine Absicht, sollte

^>e
Anschrift schließen. Die Verfü-

î'ìn jedoch, welche die Tit. Reg ier u n g

^Kantons Be r n n n t e r ' m 1.

erläßt und deren Inhalt ich öffcnt-
Rn Bettern entnehme, Verfügnngen,
îîche den Geist des religiösen DespotiS-

athmen und namentlich unter der

Katholischen Vevölkernng der sechs jnrassi-

Dekanate viel Bestürzung und Ver-
^»ng erzeugen werden, welche beide eine

N Gefahr in sich schließen, machen es

^ Zur Pflicht, als Bischof und als
ît bür g er der katholischen

H Kassier, Höchste zu bitten, der Tit.
^>er>mg von Bern in Erinnerung zu

' was die Reunions,Ute von 1815
Hwin ersten Artikel jener Bevölkerung
^Utirt: „Die römisch-katholische Rcli-

>vird getvährleistet, um in ihrem jetzigen
^>d gehandhabt und in allen Gemein-

>a

à
BiSthnms Basel, wo sie gegen-

îtij^ besteht, als öffentlicher Gottesdienst

w.^sgeübt zu werden. Der Diözesan-

und die Pfarrer werden ungestört

ì>!^ àze geistliche Gerichtsbarkeit, nach

l» ^gemein angenommenen staatSrecht-

^ Verhältnissen zwischen der tveltlichen
geistlichen Macht, genießen; sie werden

HG ohne Hindernisse ihre Amtsver-
^^tzen erfüllen, namentlich der Bischof

seine bischöflichen Visitationen und alle

Katholiken ihre Religionöhandlnngen." —
Man erwäge den Inhalt dieser Vertrags-

stipulationcn, und dann lese man nochmals

das Vermische Rcgiernngsdekret vom l.d.,
das sowohl dem Bischof alle Administrations-

thätigkcit abschneidet, als auch den Klerus

und die Katholiken in wichtigsten Gewissens-

und ReligionSsachen vom Lebensmark der

Kirche trennt! „Und doch heißt es in der

Bernischen Verfassung: „Der neue Kan-

tonStheil behält dem Grundsätze nach seine

Gesetzgebung" 35 III.), wovon eben die

Bestimmungen der Rennionsakte ein inte-

graler Bestandtheil sind.

Hochgeehrteste Herren! Ich erwarte, Sie
erfassen es, wie hehr und heilig im gegen-

wärtigen gahrenden Momente Ihre Aufgabe

am Steuerruder der Vaterländischen Ge-

schicke ist. Ich vertraue, daß sie ohne

Vornrtheil und Eingenommenheit die Sach-

läge an der Hand der Ihnen hiemit ge-

botenen Notizen prüfen, und die Freiheit

und das Recht auch den Katholiken, auch

einem Bischof zu wahren und zu schützen

die Billigkeit und den Muth haben werden.

Ich lebe der Zuversicht, eS werde Ihnen
einleuchten, wie unrecht ich gemaßregelt

bin und welch' unverdiente Knechtung dem

katholischen Klerus uud Volk widerfährt,

welch' ein Gewisscnsdruck ans ihnen lastet

und wie wenig bei solchem Verfahren mit
der katholischen Kirche, ihren Vorstehern,

Bekennen, und Institutionen der Boden

geebnet wird für eine gedeihliche Entwicklung
der materiellen und geistigen Interessen des

Landes. Schließlich empfehle ich meine

gestellten Beschwerden und Begehren noch-

malS einer wohlwollenden Aufnahme und

gerechten Erledigung. Der Herr lenke Ihre
Herzen zu dem, was das wahre Wohl deö

theuren Vaterlandes fördert!

Genehmigen Hochsie^den Ausdruck meiner

ausgezeichnetsten Hochachtung, meines Zu-
trauens und meiner Ergebenheit, womit ich

geharre,

Hochgeehrtester Herr Vnndcspräsident!

Hochgeehrteste Herren Bundesräthe!

Solothurn, den 8. Februar 1,873.

Ihr dienstbereitwilligster Diener

P Eugenius,
Bischof von Basel.

Begleitschreiben zur Protestations-
schrist des Hochwst. Bischofs von

Basel
nil die Hit. hohen AegiernnM der

Kantone <Mzern und Zug.

Tit.
Ich habe die Ehre, Hochihnen im

Anschluß die Antwort und Protestation
zur Kenntniß zu bringen, welche ich,

unterzeichnet vom 4. d. mit gestrigem
Datum der titl. Regierung des Kantons
Solothurn zu Handen der die Mehrheit
der Diözesankonferenz bildenden KantonS-

regieruugen übergeben ließ.
Bei diesem Anlaß verdanke ich den

hohen Regierungen der Kantone Luzern
und Zug bestens die gerechte, wohlwollende
und feste Haltung, welche nach ihrer In-
strnktion deren tit. Abordnung an der

Diözesankonferenz vom 28. und 29. Jän-
»er eingenommen hat und die Erklärn,,-
gen des Verbleibens Ihrer hohen Behörden
und Ihres (beidseitigen) Kantons in den

bisherigen Beziehungen zum Unterzeichne-

ten, einzig rechtmäßigen Bischofs von
Basel. Ich beglückwünsche Ihr braves,
katholisches Volk und seine würdige Geist-

lichkcit dafür, daß sie durch die Stand
Heftigkeit gerechter und katholischer Kan-
tonsregiernngen vor den höchst verhäng-

»ißvollen Wirren und dem unwürdigen
Gewisscnsdruck und VerfolgungSzustand,
worein nun ganze Kantone rückstchtlich

ihrer katholischen Bevölkerung so rechts-

widrig als gewaltthätig hineingerissen sich

finden, glücklich bewahrt worden sind.

Genehmigen Sie demnach mit dem

nochmaligen Ausdruck meiner vollen Er-
kenntlichkeit die Zusicherung meiner vor-
züglichsten Hochachtung und Ergebenheit,

womit geharre.

Hochgeehrteste Herren.

Solothurn, den 8. Februar. 1873.

Ihr dienstbereitwilligster.

V' Eugenius,
Bischof von Basel.



Das Domkapitel des Bisthiuns
Basel

an die Hit. Mesanslände.

Hochgeachtete Herren!

In Beantwortung des Ansuchens der

Tit. Diözesanstände vom 29. Jänner 1873

zur Wahl eines BisthumSverweserS muß

sich das Domkapitel zunächst auf den

Boden der Bisthumöverträge zwischen dem

hl. Stuhle und den Diözesanständen bei

der Errichtung des BiSthumö Basel und

auf den Boden seiner zu Recht bestehen-

den Kapitelöstatuten und anderseits auf

den Boden deS allgemein anerkannten

kirchlichen Rechts und der nach diesem

Rechte durch die oberste kirchliche Behörde

beurtheilten Thatsachen stellen. Wir dür-

fen gewiß annehmen, daß die Tit. Tiö-

zesanstände eine solche ganz objektive Stel-

lung auf dem kirchlichen Rechtsboden an-

erkennen und nichts von dem Domkapitel

fordern werden, was seinen Rechten und

Pflichten widerstreitet und dasselbe von

der römisch-katholischen Kirche losreißen

würde.

Auf diesem Boden des kirchlichen Rechts,

den wir nicht verlass n können, nie ver-

lassen werden, hatten wir uns zuerst die

Frage zu stellen:

1. Wann hat nach den kirchlichen Ge-

setzen und bestehenden Verträgen das Dom-

kapitel daö Recht, einen Bisthumöverweser

oder Kapitelsvikar zu bestellen?

Wir müssen unterscheiden zwischen Bis-

thumsverweser und Kapitelsvikar. Laut

dem Kirchenrechte kann ein BiöthumSver-

Weser nie vom Domkapitel, sondern nur

vom Papste bestellt werden. Anders ver-

hält eS sich mit der Wahl eines Kapitels-

vikarS, welchen Sie wahrscheinlich unter

dem Ausdrucke „BisthumSverweser" ge-

meint haben. Für die Wahl eines solchen

(Kapitelsvikars) ist unS die Antwort

klar und bestimmt gegeben. Wenn auch

sowohl dcr BisthumSvertrag vom 26. März

1828 als die Errichtungsbulle Leo's XII.
vom 7. Mai 1828 darüber keine be-

stimmten Vorschriften geben und damit

auf die allgemeinen kirchenrechtlichen Be-

stimmungen verweisen, so bezeichnen da-

gegen die Kapitelsstatuten, — wie die-

selben laut der Ermächtigung durch die

Errichtungsbulle vom 27. Februar 1866

vom Domkapitel aufgestellt, am 22. Mai
1866 vom Hochwürdigsten Bischof be-

stätigt, und von den Tit. Diözesanständen

nach Einsendung an dieselben niemals an-

gestritten, vielmehr durch den Konferenz-

beschluß am 21. Oktober 1839 gerufen

wurden — die Bestimmung (8 77—89),
daß nur bei Erledigung deö bischöflichen

Sitzeö das Domkapitel das Recht habe,

einen Kapitelsvikar zu erwählen.

Diese Bestimmung unserer Statuten

ist auch ganz übereinstimmend mit den

Bestimmungen deö kirchlichen Rechts und

eS ist kein katholischer Kirchenrechtölehrer

zu finden, der dem Domkapitel außer bei

Erledigung des bischöflichen Sitzes daö

Recht zur Wahl eines KapitelSvikarö zu-

gesteht. Wir verweisen auf alle Hand-

und Lehrbücher, auf Walter, Philipps,
Peruianeder, Schulte, Winkler ic.

2. Hat nun das Domkapitel nur bei

Erledigung des bischöflichen Stuhls dieses

Recht, so mußten wir uns die zweite

Frage beantworten: Ist in Folge der

Beschlüsse der Tit. Diözesanstände für das

Domkapitel von Basel das Recht zur
Wahl eines KapitelSvikarö eingetreten?

„Der bischöfliche Stuhl wird erlediget,

sagt der alte hochgeachtete Canonist LuciuS

Ferraris (Uromptu bibiiolfiovu oniw-
nonion ata.), durch den Tod, durch Re-

»unciation, durch Versetzung und Abse-

tzung." Gleich ihm sprechen sich alle

Kirchenrechtölehrer älterer und neuerer

Zeit auö, welche die Sedisvacauz näher

erklären, so Permander (Lehrbuch deS

K.-R.), Büß (Kirchenlerikvn) und na-
mentlich bestimmt Nan in seiner Schrift
über die Rechte der Domkapitel während
der Sedisvacauz. Die für die Entsetzung
der Bischöfe compétente Behörde aber ist

der Papst. So Dr. Andreas Müller
(Lerikon des Kirchenrechts) gemäß den

Beschlüssen des Concils von Trient. (Loss.
24, czup. L fig roll)

Keiner der unö bekannten Lehrer deö

Kirchenrechts betrachtet den bischöflichen

Stuhl durch Amtöerledigung, von den

Staatsbehörden ausgesprochen, als rechts-

kräftig erledigt, keiner derselben spricht in
diesem Falle dem Domkapitel die Wahl
eines KapitelSvikarö zu.

„Ist der Bischof auf längere Zeit z. B.

„durch Gefangenschaft gehindert, die Diö-

„zesanverwaltung zu leiten, so dars

„Domkapitel keinen Kapitelsvikar
aus-

„stellen, sondern der Generalvikar
des

„gehinderten Bischofs, wenn er einen stl'

„chcn hat, steht auf die Dauer von defies

„Abwesenheit an derSpitze der Verwaltung

(Louguer, die Rechtsverhältnisse der

schöfe); „denn durch Wegführung deö^o

„schvsö von Seite der eigenen Landeörcgw'

„rung ist da S Band zwischen dem Bischofs
„seiner Kirche noch keineswegs zerrisse».

(Perm.meder, Lehrbuch des Kirchenrechtö.)

„Hindert die eigene weltliche christl^

„Regierung den Bischof in Ausüb""l>

„seines Amteö, so hört das Mandat des

„Generalvikars nicht auf und daö K"'

„pitcl hat nur an den Papst zu berich^

„ten." (Schulte „Lehrbuch deö Kirchen""^

und Walter, Lehrbuch deS Kirchenrechts'

8. Auflage.)

„Hat aber der von der Staatörcg^

„rung an der Verwaltung der DW
„gehinderte Bischof keinen Generalê'

„zurückgelassen, dann ist es Pflicht ^
„Kapitels, die durch den Bischof in se^',

„Haft zur Verwaltung der Diözese ^
„trvsfenen Anordnungen einzuholen. îo

„Unrecht hätte aber daö Kapitel, we""

„es — der von der Landesregierung ^
„haftete oder auö der Verwaltung ejicw

„Bischof habe einen Stellvertreter znu"

„gelassen oder nicht — annähme, ^
„Staat und seine Negierung könm" ^
„durch, daß sic an die Person des

'

„schofs Hand anlegen, eine Erlecig""

„des bischöflichen Stuhls bewirke», ^

„wenn es folgerichtig in einem dera>t"1^

„Falle gerade so verfahren würde, als

„SediSvaeauz durch Tod oder Abseh"^

„u. dgl. deö Bischofs eingetreten
w '

„Absetzen kaun einen Bischof rechti»^^
„Weise nur, wer ihn eingesetzt hat;

^

„gesetzt werden aber die Bischöse

„vom Staate, sondern vom Kirche"" ^
„Haupte. Ja, wo ein Kapitel dem

„solche Gewalt einräumte, da brauê
„gar keine Verhaftung eines Bis l"

„mehr, da brauchte es nur die Ve>

„digung: Was er thut, ist nicht

„was er sagt, ist nicht gesagt; da

„aber jegliche Autonomie, jede wen»

„noch so heilig garantirte kirchlich" ^
„heit, da hätte die Kirche — Ki>'^



— ausgebet," (Ran, Rechte des

"»ikapstels während der SediSvakanz.)
thatsächlich wurde dieselbe Frage in

^>>e>er Zeit erledigt, zuerst als 1837 der

^^ischef von Köln, von Droste-Vischering,
/ch die preußische Staatörcgiernng auf
^ Festung abgeführt und in seiner Amts-
Haltung gehindert lvnrdc, dann als

neapolitaliische Bischöfe von ihren
Heu vertrieben wurden. Im erstern

lfAe betrachtete daS Domkapitel von Köln
bischöflichen Rechte an seine Gewalt

^gangen und wählte einen Kapitels-
Mußte aber alle seine Verfügungen

^iilknehmen, obscho» die preußische Rc-
îîrung dieselben festzuhalten suchte. Im

^me» Fà hallen einige neapolitanische
^"kapitel ebenfalls KavitelSvikare ge-

da erfolgte 3. Mai 1862 ein

vom heil. Stuhle (cto mrllità
^ /wnis vivurii vnliiluluris vivanta

lvelcheö nicht nur alle solche

^hlcn als nichtig erklärte, sondern die
hier und Gewählte» von ihren geist-
^ AintSvcrrichtnngen und Stellen snS-

und mit der vollständigen Ent-

- ^ von ihren Bénéficié» und Würden
chhtx. ^,xìchcô Dekret auch für alle

che F.Ag^ Zukunft als rechtskräftig
^ia>uirt lonrde. — „DaS ist dem Rechte

tk I"''" ^!isi Schulte (l. v.), der diese

sächlichen Fälle vorführt, „denn durch

^llfiihruug cineö Bischofs kann dessen

.^diklicm nach dem kirchlichen Rechte

^ nicht aufgehoben werden." Und

^.^àte, so Ran und Philipps. (Lehr-
> bes K.-R.)
^àrch diese Uebereinstiminnng der

^cheurechtslehrer, welche doch so verschie-

hslh^ wissenschaftlichen und religiös poli-
Richtungen angehören, durch diese

l>,.^chen „„p ihre compétente Benrthei-

ist der obersten Kirchenbehörde

s^ Domkapitel von Basel »»wider-

^ ^^1 seiner Handlungsweise
waviest,,, Verläßt daö Domkapitel diesen

überschreitet es seine Rechte, eö

îîhlk'^ heiligsten Pflichten, seine Be-

i>lr null und nichtig, eS selbst ist

ì-.Küchen Strafe verfallen, sogar mit

^"»g bedroht

ki»,.^ "icht nur der Kirche und den

»gl, Gesehen gegenüber haben wir
^ ernsten Pflichten, die wir nicht ver-

lehcn dürfen, sonder» als Domkapitel der

gcsainmtcn Diözese Basel liegt eö uns ob,

Rücksicht zu nehme» ans alle verehrlichen

Diöcesanstände. Nn» haben die Tit.
Stände Lnzern und Zug, die an den

feierlich eingegangenen Verträgen treu fest-

halten wolle», gegen die Beschlüsse der

fünf übrigen Diözcsanstände Protestation

erhoben. Eö müßte somit jcdeö Vorgehe»

des Domkapitels im Sinne der Mehrheit
der Diöcesanstände als eine Rechts- und

Pflichtverletzung gegenüber den beiden

Ständen erscheine».

Daö ist der Standpunkt, den wir in

fraglicher Angelegenheit nach nnsern Rech-

ten und Pflichten einzunehmen haben.

Aber auch abgesehen davon können und

dürfen wir in daö Ansuchen der Tit.
Diözesankonfercnz nicht eintreten, ohne der

Lehre der katholischen Kirche untreu zu

werden, ohne den Gehorsam, den wir dem

hochwürdigsten Oberhirten der Diözese ge-

schworen, zu verletzen, und ohne daß es

den Anschein gewänne, als ob wir die von

Ihnen gegen den Hochwürdigstcn Bischof

— in dessen amtlichen Handlungen wir
nur die Erfüllung seiner Pflichten er-

kenne» — vorgebrachten Motive billigen
würden.

Genehmigen Sie, Tit. die Versicherung

unserer vorzüglichen Hochachtung.

Solothur», den 5. Febr. 1873.

Daö Domkapitel deö BiölhnmS
Basel:

F. Fiala Dompropst, Solothur».
P. I. Girard in, Domdekan,

Bern.

P. D i e t s eh i, Domherr, Soloth.
M. Schlu m p f, Domherr, Zug.
V. K i e s e r, Domherr, Soloth.
E. Mct t a ue r, Domherr, Aarg.
H. Frei, Domherr, Aargau.

P. I. R a i ö, Domherr, Bern.

M. Elmigcr, Domherr, Lnzern.

M. Riedwcg, Domherr, Lnzern.
B. Hübe r, Domherr, Aargau.
P. S auch, Domherr, Bern.
X. S ch m i d, Domherr, Lnzern.

K u h n Domherr, Thurgau.

(Franenfeld, d. 7. Febr. 1873.)

schreiben des Tit. Domkapitels
an Sr. Gnade» Engenius, Bi-

schof Von Basel,
liei Llibegleitmlil der Abschrift ihres

Antwortschreibens an die Aiözesanltände.

Hochwürdigster Herr Bischof!

Wir haben die Ehre, Ihnen, Hochwür-

digstcr Herr Bischof, beiliegend die Be-

schlüsse deö in plorui versammelten Dom-

kapitelö vom 5. Febr. 1873, welche wir
diesen Vormittag an den Vorort der Die-

zesanstände übergeben, in Abschrift mitzu-

theilen. Waö diese Versammlung betrifft,
so zeichnete sie sich nicht bloß durch den

zahlreichen Besuch iu dieser Jahreszeit,

sondern auch durch den Ernst der Bcra-

thungen und den einmüthigen Entschluß

aus, unentwegt ans dem Boden deö tirch-

lichen Rechts und der daraus hervorge-

hendcn Pflichten festzuhalten und unS nie

von unserm Hochwürdigsten Bischof tren-

nen zu lassen.

Genehmigen Sie, Hochwürdigster Herr
Bischof, die erneute Versicherung der tief-

sten Hochachtung und trencstcn Ergeben-

heit von Seite Jhreö Domkapitels, in

dessen Namen zeichnen

Solvthurn, 9. Februar 1872.

Der D o m p r opst:
F. Fiala.

Der Kanzler:
V. Kiefer, Domherr.

A Aphorismen
über paslorclle Aehaildtitng der an der

AtttlatholisieN'Keivegllilg tljeitncfimen-
den Hlänbigen, namentlich im He-

ivijsenstribunas-
Folgende Zeilen wollen nur Winke ge-

ben, die in solcher Zeit ohne Zweifel

manchem Seelsorger willkommen sein wer-

den. Sie möchten eine Anweisung ent-

halten, wie in der GewissenSleitung und

sakramentalen Beurtheilung der Anhänger

deö Altkatholizismuö auö dem Volke

(gottlob, sie sind eben nicht sehr zahlreich)

eine prinzipielle Auffassung mit möglichst

milder und toleranter Ausführung zu ver-

binden ist. — Als Grundlagen für eine

Verhaltnngsregel werden hienach folgende

Sätze aufgestellt:

1) Es ist keinem Zweifel unterworfen,

daß das Dogma der Unfehlbarkeit des
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kirchlichen Oberhauptes in Punkten der

Glaubens- und Sittenlehre, die gleiche

Verbindlichkeit innerer Zustimmung und

äußern Bekenntnisses beansprucht und be-

sitzt, wie jedeö andere definirte Dogma der

katholischen Kirche.

2) Es ist unzweifelhaft, daß die Ver-

Weigerung des Glaubens an dieses Dogma,

oder der intellektuellen Unterwerfung unter

den beziigl. dogmatischen Ausspruch, eine

sckiwere Sünde wider den Glauben,

wider das berechtigte Ansehen des kirchlichen

Lehramtes und wider die kirchliche Einheit

der Lehre ist.

3) Es liegt in der Natur der Sache

und ist vom öcumenischen Concil des

Vatikans in seinem IV. Dekrete der IV.

Sitznng vom 18. Juli 1870 ausdrücklich

festgestellt, daß Jeder Katholik, welcher dem

definirten Dogma mit irgendwelcher nega-

tiven Kundgebung — schriftlich oder münd-

lich, auch thätlich — gegenübertritt, hiemit

selbst (ipso àvto) der kirchlichen Exkom-

munikation verfällt. An sich ist daher

unzweifelhaft, daß die Strafe der be-

sagten Exkommunikation in toro von-

kàtw Alle die sich zuziehen, welche zu

Demonstrationen, Versammlungen, Be-

Missen cooperiren, deren ausgesprochener

Zweck die Läugnung und die Verwerfung

deö Unfehlbarkeitsdogma'S ist.

4) Hiebei ist aber, laut allen Grund-

sätzen der Moral, die Willens- und Ein-

sichtSbeschaffenheit des Handelude» sowie

seine mehr oder minder beengte Freiheit

in's Auge zu fassen, — und auch, inso-

weit eS sich um rein äußerliche
Akte und abgenöthigte Mitwirkung handelt,

die begründete Furcht vor großem Schaden

und Verlurst. Zwar in Sachen des Glau-

bens und in Zeiten der Entscheidung für

oder gegen die Kirche wird keine Furcht

und kein Schaden von Sünde freisprechen

den der wider seinen Glauben handelt,

wenn auch nur äußerlich. Allein es kann

hiebei immerhin sich ereignen, daß im kon-

kreten Fall eine absolut schwere oder Tod-

fünde nicht vorhanden, oder doch nicht

unbestreitbar ist. Und besonders Hinsicht-

lich der wichtigern Censuren ist allgemeine

Regel, daß das Faktum, auf welchem die

Censur lastet, in seiner Art vollständig,

mit Wissen und Willen ausgeführt, und

sein Charakter als schwer s ü n d h a ft
unverkennbar sei.

Es ist also möglich, daß Viele sündigen,

von großer Verschuldung bei solchen An-

lassen glaubenswidriger Agitation nicht

freigesprochen werden können, dennoch aber

nicht die Sentenz der Exkommunikation

ans sich lastend haben. Jedoch wird sol-

cheö bei den Anführern und AufHetzern

kaum je angenommen werden dürfen.

5) Es wird und ward seit Beginn
des vatikanischen Concils Allem aufgewen-

det von gewisser Seite, um das Volk zu

bethören, irre zu leiten, die Begriffe deS-

selben zu verwirren, und vielenorts in

unserer, Diözese ist das Volk auch in

Sachen der Unfehlbarkeitölehre für die

richtige Auffassung derselben allzuwenig

vorbereitet gewesen, indem beim Katechis-

mus- und Volksunterricht die betreffende

Frage als eine annoch offene theologische

Streitfrage nicht berührt worden. Daher

kommts, daß die Einsicht der Menge in

dieser Angelegenheit jetzt noch kam» als

derart bezeichnet werden kann, daß die

Exkommunikation als Strassenteuz auf
die gewöhnlichen Katholiken aus dem Volke

Anwendung zu finden scheint. Höchstens

können in Anbetracht der Frechheit und

der Verachtung des kirchlichen Ansehens,

deren eS bedarf, um gegen ein ganz
einiges Episkopat znr Aufleh-

nung Andere anzureizen, die Führer
als der Exkommunikation (jedoch nicht

n a mentli ch) verfallen angesehen wer-
den. Darum sind im Sakramente der

Buße alle der Belehrung zugänglichen

Sünder milde zu behandeln; ja eö ist im

Allgemeinen rathsam, daß wenn sich Je-
inand nicht selbst darüber anklagt, die

Beichtenden nicht mit spezieller Nachfor-

schung darüber beunruhigt werden, selbst

nicht in Gegenden, wo eine Agitation
hierüber besteht. Es darf nämlich bei

ordinären, gläubigen Christen aus dem

Volke angenommen werden, daß sie in
der Beichte hierüber sich jedenfalls anklagen

würden, wenn sie ihr Gewissen durch ihr Ver-

halten in dieser religiösen Frage beschwert

fühlten. Thun sie es also nicht, so darf

auf dcmu llà ini Allgemeinen geschlossen

werden; in dem Sinn nämlich, daß auch

solche, welche an Abstimmungen wider daS

Ilnfehlbarkeitö-Dogma Theil genommen,

aus lauter Unwissenheit und oft selbst »och

in der Meinung, wirklich den alten
katholischen Glauben zu schützen, so l!^
handelt haben, ohne entschieden böse Ab-

ficht. Oft mag zwar auch in solche»«

Fall selbst der Mann aus dem Volke nicht

von Sünde freigesprochen werden, allein

es kommt ihr doch nicht der Charakter

einer Todsünde zu; denn zu solcher gehört

denn doch ein klares Wissen »»'

daö Böse, das man thut, und der be-

stimmte Wille, das Böse, das man als

solches erkennt, zu thun.

6) Sind wir der Ansicht, es solle u»

Allgemeinen der Beichtvater Umgang »eh-

men, Beichtende, die sich nicht selber über

diesen speziellen Punkt anklagen, darüber

auszufragen, so wollen wir doch damit

nicht sagen, es dürfe dieß nicht geschehe»'

Es können andere gebeichtete Sünde»

(Glaubenszweifel, uuehrerbietige Rede»

gegen die Kirche rc.) hiefür einen dring'

lichen Anlaß geben oder sonst bestimm^

Umstände mit Recht dazu bewegen. ^
nun aber die Versündigung gegen

da^

UnfehlbarkeitS Dogma in irgend welcher

Weise, sei es durch spontanes Bekenntniß-

sei es durch Erfragung, in der Beicht als

màà uovusulionis festgestellt, so lsitt

wieder der Grundsatz der größte»
möglichen Milde und der väte >''

lichen Belehrung; denn in der

Regel darf man wieder annehmen,
bad

da nicht Trotz noch Verhärtung vorha»de»

sei, wo eine Selbstanklage im Gewisse»^

tribunal noch stattfindet. Die Hauptfrage

ist hiebei jedoch die: Wann oder »»^

welchen Bedingungen kann die Abs»'
lu t i on ertheilt werden? Muß absot»

daS unumwundene Bekenntniß deö D»ß

ma's gefordert werden, auf daß ma» ^
Absolution ertheilen könne?

Wir glauben, der Beichtvater >»üw

zwei Dinge vor Augen haben, erstl«^
nicht rigoroser sein zu wollen, als

d»

Kirche selbst; aber auch z w eit ens, i»

berücksichtigen, daß die Kirche noch

von Sündenschuld frei erklärt, was >

(Siehe Extra-Beiblätter.) ^
Druck und Expedition von B. Schwendimann.



zur SllMizer Kirchen-Minist Nr. 7.

geradezu mit schwerer Kirchenstrafe
Hienach gilt alö feststehend:

^
Wer im Beichtstuhl nicht verspricht,

^ aller Widersetzlichkeit gegen daö Dog-
' ?ei es in Reden oder andern Hand-

^», ^ch zn x„thulten, der könnte,
'^»r er sich schau solcher Widersetzlich-

/ ^juklagen im Falle war nicht ab-

^ Wer im Beichtstuhl nur verspricht,

^ geradezu Widersetzlichkeit gegen die
"

ansdekrele zu üben, allein ohne daß seine

Nichtuntertvcrfung unter daS

^Ü»ia hervorleuchtet, der ist nicht von
"»de schau dadurch frei, daß er die

^°"»nnnikation vermeidet; er kann selbst

irer Sünde noch immer verfallen sein

verfallen.

Hingegen darf als minder s eh werer
»nde

schuldig derjenige erkannt werden, der

!>àb ^ Belehrung tvillig sich zeigt. Ist
Jemand derart, daß er wirklich an

plunge» (Reden, Versammlungen,
ìì^ften), welche ans Bekämpfung deS

hatt
^^îS-Dogma'S ausgingen, Theil

/ "»d zwar in einer Weise, die es

^^riiiasseu glaubwürdig macht, daß selbst

kap
^sncil verhängte Erkommuni-

^e, im Biölhnm Basel ivenigsteus,

^ ^eservirte ist, so lang sie nicht na-

^
nch verhängt wird) ihm anhafte: so

^ ^ ä"'" Versprechen, aller solcher

enthalten und 2) wenigstens

tick! ^^Ichrechen, durch mündlichen Unter-

t^ imrch Lesung kirchlicher Erlän-
^^^êschristen sich bessere Belehrung zu
^chchfen, angehalten werden. Geschieht

' >v möchte, jedenfalls für ein erstes

eigx
' ^ Disposition des Beichtenden als

y,/. angenommen werden, die zur
°üitwu berechtigt.

î^Dahxx ^ Allgemeinen nur, wo of-
gea'ì

ê " » d bewußte Renitenz
ü ^ ^ kirchliche Lehramt und daö gül-

^ilt Dogma vorhanden ist und der

/ îehlt, zu besserer Gesinnung umzu-
die Absolution mit Sicherheit

H ^ weigern ist. Bon Seite des

jUr m
^^st>en solche Fälle wohl nnr selten

Handlung kommen; die Führer

der altkatholischen Sekte beichten
schon lange nicht mehr.

Wochenbericht.

Der Drang der Umstände gestattet uns
dies Mal nur einen kurzen, summarischen

Uebcrblick dcS wichtigsten Vorgefallenen. *)
Die Regierungen der drei bischöflich

basel'schen Diözesankautvne Bern, Thnr-
gau und Baselland haben zur Anö-

führnng der bekannten Konferenzbeschlüsse

Befehle erlassen, welche die Rechte der ka-

tholischen Konfession aus's Schreiendste

verletzen. Sie verlangen die Anerkennung
der widerrcclst lichen Absetzung deö Bi-
schofS, daö A n f hörcn je d e S a m t-

liche n Ve r k e h rö »rit H ochd e m-

selben, die Unterlassung der Vertrags-

mäßigen pekuniären Leistungen, und be-

drohen die Zuwiderhandelnde» mit Vcr-

antwortlichkeit und Strafe. Daö heißt:
den katholischen Klerus und daö Volk

von seiner Kirche losreißen; eS ist ein

schwerer, tödtlich verletzender Eingriff in

unsere Rechte und unser Gewissen. Wus
sngt der Biindcsrnth dazu, der Wüch-
ter der ucrfnssiiiigSmiißigcil Ordnung
und des kvnscssioncllcii Friedens im

Nnterliinde? Bisher hat er, so vwl be-

kannt, nichts dagegen vorgekehrt.

Wenn aber der Papst einem Landes-

theil, der wirklich keinen Bischof mehr

hat, einen a p o st o l i s ch e n V i k a r

gibt, so protestirt er dagegen, und ver-

weigert dem Vatikan die Berechtign»»,

die Gränzen der schweizerischen BiSthümer
einseitig, ohne vorgängige Verständigung

mit den intcressirlen Kantonen und dem

Bundesrat!) zu bestimmen oder ab-

zuänderu? Und wenn der heil. Stuhl
in Verständigung mit den interesstrtcn

Kantonen sie abändern wollte, woher
n i m mt sich der B u n d e S r a t h

d a S R e cht und d i e V ollm a cht

zur E i n m i s ch n n g namcutlich wo
keine internationale Beziehungen vorkom-

men? DaS ist unö neu und wir ver

wahren n»S dagegen. Urinvipim càtn!
*) Mög'n cs unsere freundlichen Einsen-

der nicht zürnen.

Der BundeSrath hätte vorher noch auew

kannte und unbestrittene Obliegenheiten ge-

nug zu erfüllen.

Die Stimmung deö katholischen Volkes

in den obgenannlen Kantonen ist cntschie-

den gegen die widerrechtlichen Beschlüsse

und die »och widerrechtlicheren Erekutiv-

maßregeln. In B a s ella nd fand am

3. d. eine stark besuchte Katholikenver-

sammlnng statt und wählte ein Konnte,

um sich über die geeigneten Maßregeln

zu berathen, eventuell eine große Volks-

Versammlung zu veranstalten. In Basel-
stadt am gleichen Tage ebenfalls eine

Versammlung von still) katholischen Män-

»er», welche einstimmig einen Protest

gegen daö Vorgehen der Diözesankonferenz

beschloß und sogleich unterzeichnete. Im
T h n r g a n prvtestirte der katholische

Kirchenrath energisch gegen die Beschlüsse

der Konferenz und will sie dem Referen-

dum des katholischen Volkes unterstellen.

Es war zu erwarten, daß der Regie-

rnngörath wieder mit der gleicben Willkür,
wie in der Frage über die Betheiligung
deö katholischen KircheuratheS an der Se-

minarangelegenheit, dazwischen eilen werde.

Er hob die Beschlüsse der Synode ans,

untersagte die projcktirte Abstimmung und

erklärte für daö Unterbleiben derselben

die Mitglieder deö Kirchenrathes pecsönlich

verantwortlich - - versteht sich : Alles im

Namen der Gewissens- und Kircheusreiheit

und der Verfassung „Die Hitze wird sich

bald legen," meint die „N. Zürcher Zei-

lnng." Verhüte Gott, daß sie sich nicht

lege wie am Morgen nach einem großen,

weit umfassenden Brande! Schmach

der Gewaltthat und der Willkürherrschaft,
und eben so der perfiden Heuchelei und

Hetzerei radikaler Blätter, wie der „N
Zürcber-Zeitnug" und der „Basler-Nach-

richten"! — WaS daö katholische Volk

deö K a » t o u S Ber n thun wird, dar-

über fehle» uns nähere Berichte; wir
hoffen, eö werde seinen Eifer und seine

Energie mit Besonnenheit verbin-

den, und die Instruktion der nach Bern

berufenen Präfekteu werde keinen Gegen-

stand finden; Klerus und Volk werden

daö schon Erlebte und das sie neuerdings
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Bedrohende stark im Glauben und freu-

dig in der Hoffnung überwinden und dem

lauernden Gegner keinen Anlaß bieten.

Die aargauische Regierung hat

unseres Wissens noch keine Erekutivbe-

schlüsse veröffentlicht; das ist im Aargau

auch nicht nothwendig. Im Schicksals-

kanton S oloth n rn hat die Regierung

durch Schreiben vom lt. dieß, erpcdirt

den 12., dem „gewesenen" Bischof
vo n B a sel, Eu gen L achat, die

Wohnung im bischöflichen Palaste auf

den 14. April (Ostermontag) gekün-
det, und die Bevollmächtigten bczeich-

net, welche die Uebergabe des Inventars

zu besorgen haben. Also erst n a ch

Ostern, nach der Auferstehung. Es

konnten unterdessen vielleicht auch Scher-

gen an frühem Morgen zu dem hohen

Rathe kommen und ihm melden: „Er ist

nicht mehr im Grabe." Der gewe-
sene Bischof! Weiß die Geschichte der

Schweiz, in Luzern, Solothurn und an-

derSwo nicht auch von Familien zu er-

zählen, die einst angesehen, reich an Gut
und Einfluß, gesund an Geist und Kör-

per waren, so lang sie christlich dachten

und lebte», und die später den Fluch an

sich erlebten, der alle Kirchenfeinde traf:
groß, reich, geehrt gewesen zu sein? —

Als würdiges Pendant gehört dazu der

Beschluß deS Oltner-Gemeinderathes, einen

Antrag auf Absetzung ihres hochverdien-

ten PfarrerS an die Gemeinde und dann

an die Negierung zu bringen. Es steht

noch zu erwarten, ob die Mehrheit
der Gemeinde sich diese Schmach aufbür-

den wolle; geschieht eö, dann sagen wir
auch wieder: Gottlob, eö geschieht G e-

walt, schnöde, unverantwortliche Ge-

walt!
Dagegen ist eS tröstlich, wie im katho-

lischen S o l o thurner-Volk zusehends

die Zahl und die Entschiedenheit der Kirch-

lichgesinnten zunimmt. Deitingen und

Haucnstein-Jsenthal haben ihren verdien-

ten, hochwürdigen Seelsorgern das Ehren-

bürgerrecht geschenkt. Der katholische Got-

tesdienst in D ullik en wird fortgesetzt

und immer zahlreicher besucht; in Starr-
kirch ist er trotz doppelten Weihwassers

fast auf Null heruntergesunken. In vie-
ten Gemeinden organistren sich die katho-

lischen Männervereine. In Fulenbach

(gegenüber von Mnrgenthal) sand am

10. d. eine stark besuchte Versammlung

von Delegirten auS allen Gegenden des

Kantons statt, um die kirchliche Frage

zu besprechen. Eö gab sich bei derselben

ein trefflicher Geist und eine gehobene

Stimmung kund. Man beschloß, auf

verfassungsmäßigem Wege ein Begehren

an die Regierung zu stellen und es zur
Unterzeichnung in Cirkulation zu setzen.

Der Wortlaut desselben ist:
1) ES sei der h. Kantonsrath außer-

ordentlicher Weise ohne Verzug einzube-

rufen, nm von der Regierung ihren An-
schlug an die Beschlüsse der Diözesankon-

ferenz, über den Bruch deS Divzesanver-

trags und die Entsetzung des Hochwst.

Bischofs von Basel Rechenschaft zu for-

dern, sodann daö Borgehen der Regierung

alS einer nach H 82 der StaatSverfas-
sung inkompetenten Behörde zu mißbilli-
gen und zu anulliren und die Frage unter
allen Umständen der Volksabstimmung zu
unterbreiten.

2) ES sei der Beschluß des KantonS-

ratheö vom 27. November 1872 über
die i» Schutznähme deS snspendirten Pfar-
rerö Gschwind laut 8 32 d der Versas-

sung gleichfalls der Volksabstimmung zu
unterstellen.

Ein entsprechender Aufruf wurde an
daö solothurnische Volk erlassen, ein treffli-
cheS Gegenstück gegen jene übererbärmliche
Proklamation der Neuner, welche hier
in allen Winkeln herumgetragen wurde.*)
(Sie findet sich in der Beilage zum „Anzei-
ger" Nr. 36.) Tie Petition wird über-

all zahlreich unterschrieben, auch in sol-

chen Gemeinden, welche früher der Regie-

rung günstig gesinnt waren, sich aber nicht zu
Knechten von Bern und Aargau machen lassen

wollen. Da hilft es gleichviel, ob der

„Landbote" grob oder sein auftrete, ob

er lüge, wie im Ausland der „Alt-
katholizismuö" so großartige Fortschritte

mache, oder wie man in der Hei math
den Katholizismus so gar und ganz nicht

zu schädigen und zu verletzen gedenke,

Ven «wer schmachvollen Karnkawr, die
ebenfalls bis in die kleinsten Dörfer hinaus
geirayen wurde, wollen wir schweigen, in der
Hoff, ung, das warkere Solvthurner-Voik werde
die tiefe Entwürdigung, die man ihm zum»,
thet, auf die Urheber zurückwerfen und sie

.blasen" lehren.

wenn man mir auch einen andern Bischt-

einen guten, friedliebenden, frenndliclr"

Mann hätte, nicht einen solchen, der takt-

los und unklug verlange, daß er bei der

SenatSsitznng, wo seine „Frage" M
Sprache kam, persönlich auch beiwoh»r"

dürfe — worauf ihm dann das „EH"

vom Jura" erwiederte:

„Nach zuverlässigem Beuchte ist ^
vom „Landbvten" gebrachte Nachricht, als

habe der Hochwst. Bischof einer Sitz""ü
deS Domkapitels beiwohnen wolle»,
cS sei demselben da« Letzwre abgeschlagn

worden, gänzlich unwahr. Ebenso

unwahr ist die Mittheilung, eS habe i»>

Domkapitel die geringste MeinungSvek'

schiedenheit gewaltet; über alle P""t
herrschte vollständige Einstimmigkeit
Was soll man vollends zu einer Rechts

lheorie sagen, welche der Landbot (Nr. >6)

vorträgt: Die Lehre von der Unfehlbar-
keit des Papstes könnte staatögefährstch

werden; also dürfe man nicht warten,

bis sie es geworden sei, sondern mê
klugerweise vorher einschreiten,

man auch Feuerspritzen vor dem Brcut
anschaffe, oder wie in gleicher N»»^

mer X Solothurnisches Kirchenrecht n»d

Schweizergeschichte docirt, wo dann

mittelbar darauf der „Jesuitenspiegcl/

diese infame Schand- und Lügenschrist,

empfohlen wird! Der Landbote vom 26,

Oktober 1872 und vom 13. Februar

1873 werden einst Zeugniß geben, woh>"

man das Volk führen wollte.
Von Luzern sind uns keine specielle

Berichte eingegangen. Das Merkwürdig^

ist wohl eine Versammlung der „freiste
nigen" Katholiken am 8. d., wovon dir

„N. Zürch. Ztg." (Nr. 76) ausführt
chen Bericht abstattet. Die objektive Riet

tigkeit desselben vorausgesetzt, nehmen
keinen Anstand, es auözusprechen, daß

'

eS bedauern müssen, wenn sich „freist"-
nige" Katholiken in einer Hauptstadt der

Schweiz, die früher so ausgezeichnete Et
lehrte und Staatsmänner besaß, und sie ^
aber nicht unter den Altkatholiken — ntl
besitzt, so blamiren. Es hat stets auch in t
Kirche Gegensätze gegeben, und in recht
Weise und bei Einigkeit im Nothwendigen

'st

die Verschiedenheit der Ansichten nicht
natürlich, sondern vielleicht nothwendig

oder doch heilsam. Aber es hat Al^
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^ Maß. WaS da bei dieser Versamm-
""l> geschwatzt wurde, überschreitet alles

^ der Besonnenheit! eö ist Unsinn,
einer der Sprecher sich äußern darf:
soll mit der römischen Verdum-

.^gSanstalt brechen," so darf man
^ erwiedern: man sollte eine Anstalt,

^ welcher solche unwissende, dummstolze

..eschen wie er hervorgegangen, uuge-
'^»»t einer recht gründlichen Verbesserung
""'»stellen.

greuliches meldet eine Corresp. von

"g! Die Bemühung der Regierung,
Wünschen der Katholiken gerecht zu

^kn, in den neuen VerfassungSbestim-
"'""gen daö Aktivbürgerrrecht der Geist-

à««

"chen
und den gebührenden Einfluß der

^che auf die Schule zu wahren; eben-

»ne lebhafte Betheiligung des Volkes
"" den kirchlichen Interessen, wie sie sich

"ì in einer zahlreichen Versammlung

DrtöpiuSvereiuS in Zug auSsprach.

Misty,nn Basel.
> Neuestes.)

^»lolhurn. DaS „Tagblatt" berich-

^ »Der RegierungSrath beschloß rinternr

d., sämmtlichen Psarrgeistlichen die

!""">che Weisring zrrgehen zu lassen, sich

Ankunft jeder Einmischung in die Po-
"'scheu Verhältnisse des Staates zu ent-

andernfalls die Amvendung der

Kimmungen dcS Gesetzes über die Ver-
""^ortlichkeit der Staatöaugestellten und

Gesetzes über die Wiedcrwählbarkcit
^ Geistlichen stattsinden müßte.

Ebenso ist den Pfarrämtern deS Kau-
"S djr Weisung zugegangen, „sich ge-

^ den Beschlüsserr der Diözesankonferenz

amtlichen Verkehres mit dem gew.
'îchos Lâchât zu enthalten.

^
Der a l t k a t h o l i s ch e Un-

g in Svlo t h u rn und an-
^Swo", so lautet der Titel einer

h
"'kssch ri ft, welche Psr. Nieder-

""ger von Stanö in der Form eines

^hrächiZ zwischen dem Rathöherrn und

Hanöpeter" herausgegeben hat und
" der wir einfach sagen: „Nimm und

t» Dieselb« ist bei Buchhändler von Matt
„ ^tans erschienen und kostet das Hundert

fünf Franken.

Thurgau. (Corresp. vom 12. d.) In
Sachen der staatlichen Amtöentsetzung

unseres Hochwst. Bischofs melde Ihnen
aus herwärtigem Kanton Folgendes:

Wie überall in unserer Diözese, so

herrscht auch unter uns Katholiken große

Erbitterung über die ungualifizirbare That
der 5 bclai'.ntcn Biöthumöstände. Man

fragt: Ist so waö möglich? Wer jedoch

mit den persönlichen Eigenschaften der

Unterzeichner der diözesanständlichen Pro»

klamation näher bekannt ist, der hat sofort

seine Antwort bereit und diese lautet: Ja

freilich, Männern wie Augustin Keller,

Vigier, Anderwert und Eomp. ist Alles
möglich. WaS kümmern sich diese Volks-
Vertreter um die Verfassungen
und die heiligsten Verträge!
Diese je nach Umständen brechen, heißen

sie S t a a t s r a i s o n. Wenn sich auch

viele viele Protestanten in unserm Kanton

dann, wenn eS gegen die Katholiken geht,

sofort zur Theorie der StaatSraison be-

kenne», so darf doch zur Ehre dcö kathol.

Volkes gesagt werden, daß dieses in über-

großer Zahl weder diese Staatsraison als

Gegenstand seines Glaubens, noch das

staatliche Gesetz alö das „öffentliche Ge-

wissen" anerkennt. Unser kalh. Volk steht

treu zur r ö m i s ch - k a t h o l. Kirche und

rüstet sich zum Riescukampf zwischen Chri-
stenthum und Rationalismus.

Der k a t h. K i r chcn r a t h hat in

erster Linie Posto gesaßt. Er gab der am

10. d. Mtö. in Weinfelden versammelten

Synode die Erklärung ab, daß sämmtliche

Mitglieder darin einig seien, daß sie als

Ehrenmänner und alö Katho-
liken den Befehl der Regierung, ihren

Verkehr mit dem rechtmäßigen Bischof ab-

zubrechcn und die Fortsetzung desselben

der kathol. Geistlichkeit zu untersagen —
nicht n a ch k o m in cn könne n. Ehe

sie jedoch ihr Amt niederlegen, möchten

sie wissen, ob die kath. Synode und das

kath. Volk ihre Anschauung theilen, im

bejahenden Fall würden sie die Angelegen-

heit vor die B u n d e S b c h ö r d e n

bringen.

Die Synode erklärte mit 27 gegen 2

Stimmen: Sie stehe zu den Anträgen
deS kathol. Kirchenrathes und eS sei am

künstigen Sonntag durch Gemeindever-

sammlung der Volkswille einzuholen. —

Merkwürdig, die 2 gegnerischen Stimmen
wollten nichts vom Volköwillcn in frag-
licher Angelegenheit wissen; eS sind daS

unsere zwei kath. Nationalräthe und De-
mokraten, Dr. Stoffel in Arbon und Arzt
Deucher in Frauenfeld. Diese beiden Her-

ren hofften, die Regierung werde die Ab-

Haltung der Gemeinden untersagen. Und

so geschah es den» auch. Sage unter dem

Regiment eines D e m o k r a t e n Ander

wert! Es bleibt u»S nun kein anderes

Mittel, um zu unserm Rechte zu gelangen,

mehr übrig, alö die S a m mlu n g von
V o l k S u n t e r s ch r i f t e n. Wir werden

dann einmal der ganzen Schweiz, sowie

auch dein Ausland gegenüber beweisen,
wie unsere thurg. Demokratie die Glau-
benö- und Gewissensfreiheit zu respcktiren

versteht und wie unsere Protestantischeu

Mitbürger, die immer von uns Toleranz

verlangen, an unS schon seit Jahren To-

leranz üben.

Die kath. Geistlichkeit hat so-

Wohl gegen die Absetzung unseres Hochwst.

Bischofs, als auch gegen das Verbot des

Verkehrs mit demselben protestirt und er-

klärt: sie werde keinen andern Bischof
anerkennen, als den kanonisch rechtmäßigen.

Wir ahnen die Leiden, die unS bevor-

stehen; allein wir vertrauen auf Gott
und auf unsere gerechte Sache und werden

alle gesetzliche n Mittel ergreifen, um

zu unserem hl. Recht zu gelangen. Die
brutale Gewalt unserer thurg. Despotie

führt Geistliche und Laie» zusammen. Alle

erkenne», der Kampf gilt dem Christen-

lhum, der kathol. Kirche und nicht einem

Dogma. Unser Wahlspruch lautet: Für
Gott und Vaterland!

Bern. Die katholische Kirche in
M o u t i e r, Berner Jura, erhält eint»

StaatSbeitrag von 100 Fr.

Misthnm St. Hassen.

St. Gallen. (Brief.) DaS Natur-
gesetz von Ebbe und Fluth macht sich auch

in unsern sozialen Zuständen geltend. In
dem Maße, als der bischöfliche Hirtenbrief

gegen die schlechte Presse gezündet und gc-

wirkt hat, wüthet nun auch die alte

Schlange des Liberalismus. An vielen

Orten kam der Zorn schon zum Auö-

bruch. In Schänis, Bezirk Gaster,



haben sog. Altkatholiken oder Neuprote-

stauten mit Tumult den Festprediger am

St. SebastiauStag stören und unterbrechen

wollen. In Fla w yl sammelt ein ehe-

maliger Administrationsrath alle Monate

seine Getreuen in verschlossenem Lokale,

um sie in ihrem Protest gegen die Kirche

zu bestärken seit er selbst mit zwei Hel-

ferShelfern an der Oltnerversammlnng

war. In Wallen stadt haben nach

den entsetzlichsten Ausmalungen deö Syl-
labuö und der Unfehlbarkeitölehre 2?0

verleitete Bürger gegen 70 beschlossen, daß

in ihren Gemeinden SyllabnS und In-
fallibilität nicht gelehrt werden dürfen we-

der in Kirche noch Schule.

Hoffen wir indeß, eö werden der Groß-

zahl der bethörten Wallenstadter noch zei-

tig genug die Augen aufgehen. Wir hoffen

dieses um so eher, als unter dortiger

Bevölkerung noch ein gesunder Kern ist.

Am schweigsamsten hält sich der Alt-

katholikenverein von St. Gallen, es

heißt wegen der Nähe des Mai - oder

WahlmonatS geschehe dieses. So

trübe diese Erscheinungen sind, sehen wir

doch getrost und zuversichtlich der Zukunft

entgegen. Je mehr schlechte Säfte und

Ingredienzen von einem Organismus ab-

geleitet weiden, desto gesunder und kräf-

tiger wird er.

Appcnzrll I. R. (Zur Scandal-
Chronik.) Ein Weibsbild hatte einen

Geistlichen beschuldigt, daß er mit ihr in

unerlaubte Verhältnisse habe treten wollen.

Es stellte sich heraus, daß die Klage un-

begründet war und so wurde der Geistliche

freigesprochen, das Weibsperson aber zu

sechs Monaten Arbeitshaus verurtheilt.

Msthum Zhur.
Graubiindcn. In Bezug auf die

Pfarrpfründe in Beudern ist zu berichti-

gen, daß das Tit. Ordinariat keineswegs

aus seine Rechte verzichtet hat. (Vcrgl.

die Korresp. in Nr. 5.)

Wisthum Genf.

Genf. Der Sta atS r ath hat un-

term 7. dieß beschlossen, s ä m m tlichen
Pfarrern für drei Monate
den Pfarrg ehalt zu entziehen,
weil sie das päpstliche Breve bezüglich der

Wahl des Msgr. Mermillod zum Apo-
stolischen Vikar verkündeten.

Die unmittelbare Folge tiefes Beschlus-

seS war, daß sich in Genf ein Comite

bildete, um durch freiwillige Beiträge der

Psarrgcistlichkeit den dreimonatlichen Ge-

halt zu ersetzen. Gleichzeitig wurde hievon

den Katholiken F r a n k rei ch S Kennt-

»iß gegeben und dieselben ersucht, wegen

dreimonatlicher Gehaltsperre dermalen

keine Kollekte zu machen, indem für
die ersten drei Monate i» Genf selbst ge-

sorgt wurde. Sollte jedoch die Gehalt-

sperre noch drei Monate vom StaatSrath
erneuert werden, so werden dann die Gen-

fer-Kathvliken die Beiträge ihrer Glaubens-

brüder in allen katholischen Ländern ent-

gegennehmen und die gesammte katholische

Welt dadurch Gelegenheit erhalten, die

Vorgänge in Genf zu brandmarken.

>-, Der Grvßrath hat daö Kirchen-
D e s o r g a n i s a t i o n S g e s e tz nach

dem Vorschlag der Commission in zwei-
ter Berathung angenommen.

Wir werden darauf, sobald unö dieß

der Raum gestattet, zurückkommen. Ebenso

werden wir das Hirten schveibe»
des Msgr. Mermillod, worin "
seine Ernennung zum „Apostolischen à
kar" angezeigt, später nachtragen, sostr»j!

eS unö wegen überhäufte,» Stoff nicht

gelingt, dasselbe noch in diese Nuniwee

aufzunehmen.

Italienische Hlisttjümer.

Trssi». Die Geistlichkeit d-P

KantonS T e s s i n hat an den Hoch^' >

Bischof von Basel eine Znstö»'

mungSadresse erlassen. Klerus n»d

Volk aller kathol. Kantone der d e nb

scheu, französischen und it»'
li e n i s ch en Zunge sprechen sich mit E»t-

schiedenheit und Einigkeit für den Bischt,

von Basel auS. Niemals ist die kath»i>

Kirche in der Schweiz einiger und st»^A
gewesen als gegenwärtig.

Corrigenda. In der Personal-Chr»^
der vorigen Nummer loll eS heißen, HoäNs'

Hr. M, Weber, P f a r r v c r w - s - r

Altnau. — In der Empfangsbescheuüz»^
der bischöfl. Kanzlei soll es heißen: Für ^

^
kathol. Kirche in Biel Fr. M von ^

l weilen.

Mà'n-Oi'mmmà- M Kmmmckn-Mmllimg
von

A. Löchle-Sequin
in Solvthurn,

empfiehlt sein reichhaltiges Lager in feinsten und gewöhnlichen Stoffen,
für alle kirchlichen Bedürfnisse, deutsches und französisches Fabrikat,
in stylgereebter Ausführung nach kirchlicher Vorschrift in gothischen
und gewöhnlichen Formen. In Spitzen große Auswahl. In Lein-
zeug alles Nöthige. Stearin-, wie feinste Wachskerzen in billigem
Preis. ZnOrnamentcn, was für die Kirche nöthig ist, Zeichnungen
ohne Zahl, Blumen für Altar und Trauer-Anlässe in Auswahl/

Reparaturen werden prompt und billigst besorgt, in Paramenten
und Ornamente». So können auch Fouruitnren jeder Art bezogen
werden.

Solide Waaren und Arbeiten zusichernd

Obiger.

Druck und Erpedition von B. Schwendimann in Solothurn.


	

